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1. Zu dem Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a.
GRÜNE und der Stel lung nahme des Finanzminis -
te riums – Drucksache 14/3688
– Kein geschlechterdiskriminierender Versorgungs -

abschlag bei Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen
Dienst

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. die Landesregierung zu ersuchen,

im Rahmen der Dienstrechtsreform – unter Berück-
sichtigung der hierzu ergangenen Rechtsprechung –
zu prüfen, ob für am 18. Juni 2008 bereits bestands-
kräftige Versorgungsfestsetzungsbescheide, die den
Ver sorgungsabschlag bei Teilzeitbeschäftigung bein-
halten, der durch Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 18. Juni 2008 für verfassungswid-
rig und nichtig erklärt wurde, ab dem Zeitpunkt des
Ergehens der bundesverfassungsgerichtlichen Entschei -
dung mit Wirkung für die Zukunft eine Neufestsetzung
in Betracht kommt;

2. den Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a. GRÜNE
– Drucksache 14/3688 – für erledigt zu erklären.

30. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Herrmann Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3688 in
seiner 44. Sitzung am 30. April 2009.

Ein Abgeordneter der CDU berichtete, in der Sitzung des Innen-
ausschusses am 29. April 2009 (vgl. Anlage) sei ein zu dem An-
trag Drucksache 14/3688 eingebrachter Antrag der Fraktion der
CDU und der Fraktion der FDP/DVP einstimmig angenommen
worden und der Antrag Drucksache 14/3688 insgesamt für erle-
digt erklärt worden. Demgemäß laute die Empfehlung des vorbe-
ratenden Innenausschusses: 

Der Landtag wolle beschließen, 

1. die Landesregierung zu ersuchen, 

im Rahmen der Dienstrechtsreform – unter Berücksich-
tigung der hierzu ergangenen Rechtsprechung – zu
prüfen, ob für am 18. Juni 2008 bereits bestandskräfti-
ge Versorgungsfestsetzungsbescheide, die den Versor-
gungsabschlag bei Teilzeitbeschäftigung beinhalten,
der durch Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 18. Juni 2008 für verfassungswidrig und
nichtig erklärt wurde, ab dem Zeitpunkt des Ergehens
der bundesverfassungsgerichtlichen Entscheidung mit
Wirkung für die Zukunft eine Neufestsetzung in Be-
tracht kommt;

2. den Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/3688 – für erledigt zu erklären.

Weiter führte er aus, die CDU-Fraktion distanziere sich von der
im Titel des Antrags Drucksache 14/3688 benutzten Wortwahl
„geschlechterdiskriminierender Versorgungsabschlag“. Im öf-
fentlichen Dienst gebe es keine Diskriminierungen.

Die Beibehaltung des Versorgungsabschlags beim Übergang von
der degressiven zur linearen Ruhegehaltstabelle im Jahr 1992
habe zu einer Schlechterstellung der Teilzeitbeamten geführt.
Das Bundesverfassungsgericht habe in seiner Entscheidung vom
18. Juni 2008 die entsprechende Regelung für verfassungswidrig
erklärt.

Die Tatsache, dass in der Mehrzahl Frauen von der Benachteili-
gung betroffen seien, sei zufallsbedingt und daher nicht als Ge-
schlechterdiskriminierung zu werten. 

Darauf hinzuweisen sei, dass es in keinem anderen Beschäfti-
gungsbereich eine so deutliche Unterstützung von Teilzeitbe-
schäftigten gebe wie im öffentlichen Dienst. Der öffentliche
Dienst biete großzügige Urlaubs- und Teilzeitbeschäftigungs-
mög lichkeiten, um Beruf und Familie miteinander zu verbinden.
Au ßerordentlich positiv zu werten sei die derzeit in der Beratung
befindliche Einführung der Möglichkeit der Teilzeitbeschäfti-
gung im Umfang von weniger als 50 % der regelmäßigen Ar-
beitszeit unter Gewährung der vollen Beihilfe im Wege der
Dienstrechtsreform. 

Auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP/
DVP habe der Innenausschuss die Empfehlung verabschiedet,
die Landesregierung zu ersuchen, im Rahmen der Dienstrechtsre-
form zu prüfen, ob eine rückwirkende Erhöhung des Ruhege-
haltssatzes auch bei Festsetzungsbescheiden in Betracht komme,
die am 18. Juni 2008 bereits bestandskräftig gewesen seien. Dem
liege zum einen die Überlegung zugrunde, dass, wenn eine Rege-
lung für rechtswidrig erklärt worden sei, derjenige, der zuvor
nicht Widerspruch eingelegt habe, nicht schlechter gestellt wer-
den sollte als derjenige, der Widerspruch eingelegt habe. Zum
anderen sei jedoch auch darauf zu achten, dass kein Präzedenz-
fall für andere Bereiche geschaffen werde. Denn es gebe zahl -
reiche Beispiele, in denen derartige Urteile nicht rückwirkend
Anwendung gefunden hätten. Beispielsweise hätten, als vor eini-
gen Jahren die Feuerwehrabgabe für verfassungswidrig erklärt
worden sei, die Betroffenen, die keinen Widerspruch eingelegt
hätten, keine Rückerstattung für die Vergangenheit erhalten. Da-
her müsse sehr genau überlegt werden, ob in dem vorliegenden
Fall von diesem Grundsatz abgewichen werde, auch wenn einige
Grün de für eine rückwirkende Anwendung sprächen. 

Bedacht werden müsse, dass die Zahl der betroffenen bestands-
kräftigen Fälle im Land rund 25.000 betrage. Somit würde eine
rückwirkende Entschädigung aller Fälle Kosten von rund 60 Mil-
lionen € pro Jahr verursachen. Zu überlegen sei, wie eine solche
Maßnahme gegenfinanziert würde. 

Ein Abgeordneter der Grünen bemerkte, in der Stellungnahme zu
Ziffer 2 des Antrags werde dargelegt, das Finanzministerium fol-
ge den Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts in seinem
Beschluss vom 18. Juni 2008, mit welchem es feststelle, dass der
sogenannte Versorgungsabschlag alter Art bei Teilzeitbeschäfti-
gung aufgrund seiner mittelbaren geschlechterdiskriminierenden
Wirkung nicht mit dem Grundgesetz vereinbar und nichtig sei.

Beschlussempfehlungen des Finanzausschusses
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Demgemäß sei die Formulierung des vorliegenden Antrags eine
richtige Wertung.

Die Zustimmung seiner Fraktion zu dem Antrag der Fraktion der
CDU und der Fraktion der FDP/DVP im Innenausschuss sei un-
ter der Annahme erfolgt, dass mit dem Prüfersuchen eine Kor-
rektur der bestandskräftigen Festsetzungsbescheide intendiert
sei. Zu akzeptieren sei die Forderung, dass zunächst eine entspre-
chende Gegenfinanzierung erarbeitet werden müsse. Letztend-
lich müsse jedoch allein aus Gerechtigkeitsgründen eine Ent-
scheidung getroffen werden, wie sie in Abschnitt II des Antrags
Drucksache 14/3688 begehrt werde.

Eine Abgeordnete der SPD äußerte, es lasse sich durchaus dar -
über diskutieren, ob in dem vorliegenden Sachverhalt rück -
wirkend eine Neufestsetzung erfolgen solle und inwieweit dafür
Geld zur Verfügung gestellt werde. Die Behauptung jedoch, der
Versorgungsabschlag alter Art wäre nicht geschlechterdiskrimi-
nierend, dürfe nicht unwidersprochen bleiben. Denn nach der
neuesten Ver fassungsrechtsprechung seien Strukturen, die das 
eine Geschlecht bei der Arbeitstätigkeit bevorzugten und das an-
dere Geschlecht benachteiligten, als geschlechterdiskriminierend
zu betrachten.

Eine Abgeordnete der FDP/DVP trug vor, sie stimme den Aus-
füh rungen des Abgeordneten der CDU vollinhaltlich zu.

Sie setze sich für die Gleichstellung aller Teilzeitbeschäftigten
ein. Eine ordentliche Versorgungsregelung für Teilzeitbeschäf-
tigte sei auch wichtig, um mehr Männer für Teilzeitbeschäfti-
gung zu gewinnen. Denn es sei wichtig, dass auch Männer sich
Zeit nähmen, um sich um Familienaufgaben zu kümmern. Hier-
für müssten geeignete rechtliche Grundlagen geschaffen werden.

Darüber hinaus seien noch weitere Aspekte bei der Regelung der
Teilzeitarbeit zu beachten. Der Landesverwaltung solle es er-
leichtert werden, den Beschäftigten Teilzeitangebote zu machen.
Es gelte, im Rahmen der Dienstrechts- und Besoldungsreform 
eine Gesamtkonzeption unter Betrachtung aller Aspekte zu ent -
wi ckeln. Hierauf ziele der Antrag der Fraktion der CDU und der
Fraktion der FDP/DVP, der in die vorliegende Empfehlung des
Innenausschusses Eingang gefunden habe. Sie bitte hierzu um
Zustimmung. 

Einstimmig erhob der Finanzausschuss die Empfehlung des vor-
beratenden Innenausschusses zur Beschlussempfehlung an das
Plenum.

13. 05. 2009

Berichterstatter:

Herrmann

Anlage

Empfehlung und Bericht
des Innenausschusses
an den Finanzausschuss

zu dem Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a. GRÜNE
und der Stellungnahme des Finanzministeriums – Druck -
sache 14/3688
– Kein geschlechterdiskriminierender Versorgungsabschlag

bei Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. die Landesregierung zu ersuchen,

im Rahmen der Dienstrechtsreform – unter Berücksichtigung
der hierzu ergangenen Rechtsprechung – zu prüfen, ob für
am 18. Juni 2008 bereits bestandskräftige Versorgungsfest-
setzungsbescheide, die den Versorgungsabschlag bei Teil-
zeitbeschäftigung beinhalten, der durch Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juni 2008 für verfas-
sungswidrig und nichtig erklärt wurde, ab dem Zeitpunkt des
Ergehens der bundesverfassungsgerichtlichen Entscheidung
mit Wirkung für die Zukunft eine Neufestsetzung in Betracht
kommt;

2. den Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a. GRÜNE – Druck-
sache 14/3688 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Herrmann Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3688 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Der Ausschussvorsitzende wies eingangs darauf hin, dass der
Antrag bereits am Folgetag im federführenden Finanzausschuss
behandelt werde, sodass dort mündliche Berichterstattung erfol-
gen müsse. Ferner rief er in Erinnerung, dass zum in Rede ste-
henden Antrag ein Antrag der Fraktion der CDU und der Frak -
tion der FDP/DVP (Anlage 1) eingegangen sei. 

Ein Abgeordneter der Grünen legte dar, die Antragsteller seien
erfreut über den erwähnten Antrag der Fraktion der CDU und der
Fraktion der FDP/DVP (Anlage 1) zu ihrem Antrag und unter-
stützten diesen ausdrücklich. Denn das Antragsbegehren sei an-
gesichts der im Antrag erwähnten Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts absolut notwendig. 

Aus seiner Sicht sollte, auch wenn es dafür keinen Rechtsan-
spruch gebe, aus Gründen der Gerechtigkeit auch bei bestands-
kräftig gewordenen Versorgungsfeststellungsentscheidungen für
die Zukunft eine neue Festsetzung erfolgen. Deshalb sollte die
Landesregierung die im Antrag der Fraktion der CDU und der
Fraktion der FDP/DVP (Anlage 1) begehrte Prüfung möglichst
zeitnah durchführen und dem Landtag das Ergebnis mitteilen. 
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Ein Abgeordneter der SPD äußerte, der Antrag der Fraktion der
CDU und der Fraktion der FDP/DVP (Anlage 1), der lediglich ei-
nen Prüfauftrag beinhalte, werde dem Problem auch aus seiner
Sicht gerecht. Denn wenn auch bei bestandskräftigen Altfällen
eine Neufestsetzung erfolge, sei mit hohen finanziellen Belastun-
gen für das Land zu rechnen, sodass eine solche Entscheidung
wohl überlegt sein müsse. Im Übrigen müsse dabei auch deshalb
mit Bedacht vorgegangen werden, weil eine solche Entscheidung
hinsichtlich des Versorgungsabschlags in bestandskräftigen Fäl-
len auch eine präjudizierenden Wirkung auf Fälle im Besol-
dungs- und Versorgungsrecht beispielsweise bei Kinderzuschlä-
gen habe, wenn sich die Frage stelle, ob eine Rückwirkung zuge-
lassen werde. 

Aus den genannten Gründen stimme seine Fraktion dem vor -
liegenden Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der
FDP/DVP (Anlage 1) zu. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, die Überschrift des ebenfalls
in Rede stehenden Antrags Drucksache 14/3688, nämlich „Kein
geschlechterdiskriminierender Versorgungsabschlag bei Teilzeit-
beschäftigung im öffentlichen Dienst“ sei irreführend. Denn der
Versorgungsabschlag habe überhaupt nichts mit dem Geschlecht
zu tun und sei insofern auch nicht diskriminierend; denn er be-
treffe alle im öffentlichen Dienst Teilzeitbeschäftigten, wenn-
gleich er einräume, dass überwiegend Frauen von der Möglich-
keit der Teilzeitbeschäftigung Gebrauch machten. Er wende sich
entschieden dagegen, mit einer solchen Antragsüberschrift zu
suggerieren, im öffentlichen Dienst des Landes gäbe es eine Ge-
schlechterdiskriminierung, zumal es im Land wohl keinen Ar-
beitgeber gebe, der hinsichtlich der Regelungen zu Teilzeitarbeit
und Urlaub so großzügig verfahre wie das Land Baden-Württem-
berg. Er erinnere in diesem Zusammenhang an das Vorhaben, im
Rahmen der Dienstrechtsreform auch Teilzeitbeschäftigten mit
weniger als 50 % die vollen Beihilfeleistungen zu gewähren, was
keinesfalls als diskriminierend, sondern vielmehr als Zeichen
gro ßen Entgegenkommens bewertet werden sollte. 

Anschließend erklärte er, der Versorgungsabschlag alter Art gehe
auf eine früher übliche degressive Staffelung des Ruhegehalts
zurück und habe zum Ziel gehabt, eine Besserstellung der Teil-
zeitbeschäftigten zu vermeiden. Als die degressiv gestaffelte 
Ruhegehaltstabelle jedoch in eine linear gestaffelte Ruhegehalt-
stabelle umgewandelt worden sei, sei die bisherige Besserstel-
lung der Teilzeitbeamten aufgehoben worden, weswegen die
Beibehaltung des Versorgungsabschlags zu einer Schlechterstel-
lung der Teilzeitbeschäftigten geführt habe. 

Bei zukünftigen Festsetzungen würden bereits keine Versor-
gungsabschläge alter Art mehr vorgenommen, sodass der Bun-
desverfassungsgerichtsentscheidung vom 18. Juni 2008 Rech-
nung getragen werde, und nunmehr gehe es darum, zu entschei-
den, ob auch in den Fällen, in denen es bereits bestandskräftige
Versorgungsfestsetzungen gebe, eine Neufestsetzung erfolgen
sollte. 

Wenn rückwirkend alle Betroffenen so gestellt würden, als wenn
es den Versorgungsabschlag nicht gegeben hätte, würde dies, wie
aus der Stellungnahme der Landesregierung zu Abschnitt I Ziffer 6
des Antrags hervorgehe, jährliche Mehrausgaben für das Land in
einer Größenordnung von 60 Millionen € bedeuten. Erreicht
wür de dann für die rund 25.000 Betroffenen im Land ein um
durchschnittlich fünf Prozentpunkte höherer Ruhegehaltssatz.
Aufgrund der großen finanziellen Auswirkungen sollte sehr ge-
nau abgewogen werden, ob eine Rückwirkung zugelassen wer-
den sollte. 

Weiter äußerte er, von einer ausgeschlossenen Rückwirkung sei
auch er einmal betroffen gewesen, weil er, obwohl eine gericht -
liche Überprüfung der Feuerwehrabgabe absehbar gewesen sei,
diese Abgabe trotzdem gezahlt habe. Denn als ein Urteil vorgele-
gen habe, nach dem die Feuerwehrabgabe, wie sie in Baden-
Württemberg erhoben worden sei, nicht rechtens sei, habe er
kein Geld zurückbekommen, während diejenigen, die sie nicht
ge zahlt hätten, nichts hätten nachzahlen müssen. Trotzdem sollte
sehr sorgfältig abgewogen werden, in welchen Fällen von dem
alten Rechtsgrundsatz, nach dem ein gefälltes Urteil für die Zu-
kunft gelte, für bestandskräftige Verwaltungsakte der Vergan-
genheit hingegen nicht, abgewichen werden solle. 

Aus den genannten Gründen lehne seine Fraktion den Antrag
Drucksache 14/3688 ab. Vielmehr sollte der dazu eingebrachte
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP/DVP
(Anlage 1) eine möglichst breite Unterstützung erfahren. 

Der Ausschussvorsitzende merkte an, für diesen Änderungsan-
trag zeichne sich bereits eine breite Mehrheit ab. Im Falle einer
Zustimmung könnte der Antrag Drucksache 14/3688 für erledigt
erklärt werden. 

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an den federführenden
Finanzausschuss einstimmig, dem Plenum zu empfehlen, dem
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP/DVP
(Anlage 1) zuzustimmen, und ohne förmliche Abstimmung, dem
Plenum zu empfehlen, den Antrag Drucksache 14/3688 für erle-
digt zu erklären. 

19. 05. 2009

Berichterstatter:

Herrmann 

Anlage 1
Nr. 1 zu TOP 5

InnenA 30./29. April 2009

Landtag von Baden-Württemberg
14. Wahlperiode

Antrag der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP/DVP

zum Antrag der Abg. Thomas Oelmayer u. a. GRÜNE und
der Stellungnahme des Finanzministeriums
– Kein geschlechterdiskriminierender Versorgungsabschlag

bei Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst – Druck -
sache 14/3688

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

im Rahmen der Dienstrechtsreform – unter Berücksichtigung der
hierzu ergangenen Rechtsprechung – zu prüfen, ob für am 18. Ju-
ni 2008 bereits bestandskräftige Versorgungsfestsetzungsbe-
scheide, die den Versorgungsabschlag bei Teilzeitbeschäftigung
beinhalten, der durch Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 18. Juni 2008 für verfassungswidrig und nicht erklärt
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wurde, ab dem Zeitpunkt des Ergehens der bundesverfassungs-
gerichtlichen Entscheidung mit Wirkung für die Zukunft eine
Neufestsetzung in Betracht kommt.

29. 04. 2009

Mappus und CDU-Fraktion
Dr. Noll und FDP/DVP-Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die geschlechterdiskriminierende Wirkung des Versorgungsab-
schlags alter Art nach § 14 Abs. 1 BeamtVG a. F. bei Teilzeit -
beschäftigung, die das Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluss vom 18. Juni 2008, Az.: 2 BvL 6/07, festgestellt hat, be-
steht bei am 18. Juni 2008 bereits bestandskräftigen Versor-
gungsfestsetzungsbescheiden, die einen Versorgungsabschlag
nach § 14 Abs. 1 BeamtVG a. F. beinhalten, weiterhin fort.

Ausgehend von der derzeit unklaren Rechtslage in Bezug auf die
nicht rechtskräftigen Entscheidungen des VG Wiesbaden vom 
9. September 2008, Az.: 6 K 47/08 WI, und des OVG Saarlouis
vom 4. März 2009, Az.: 1 A 162/08 und der anderslautenden
rechtskräftigen Entscheidungen des VGH Baden-Württemberg
vom 15. Februar 2008, Az.: 4 S 1120/07, und vom 14. Februar
2008, Az.: 4 S 338/07, zum Thema Wiederaufgreifen bestands-
kräftiger Versorgungsfestsetzungen nach Ergehen der Entschei-
dungen des EuGH vom 23. Oktober 2003, Az.: Rs C – 4/02,
Schönheit und Rs C – 5/02, Becker, und der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Mai 2005, Az.: 2 C 14/04,
zum Versorgungsabschlag alter Art, soll im Rahmen der Dienst-
rechtsreform geprüft werden, ob ein Wiederaufgreifen auch be-
standskräftiger Festsetzungsbescheide mit dem Ziel einer Neufest-
setzung für die Zukunft in Betracht kommt.

2. Zu dem Antrag der Abg. Peter Hofelich u. a. SPD
und der Stellungnahme des Finanzministeriums 
– Drucksache 14/4197
– Großrechner für die Steuerverwaltung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Peter Hofelich u. a. SPD – Druck -
sache 14/4197 – für erledigt zu erklären.

30. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Groh Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4197 in
seiner 44. Sitzung am 30. April 2009. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags brachte vor, aus der Stellung -
nahme des Finanzministeriums gehe hervor, dass die von den
Antragstellern infrage gestellte Beschaffung eines Großrechners
und Etablierung einer Rechnerarchitektur im Rahmen des Pro-
jekts KONSENS bereits abgeschlossen sei.

Er bitte um Auskunft, welche konkreten und verbindlichen Zu -
sicherungen das Land habe, dass die auslaufende Rechnerarchi-
tektur über die nächsten Jahre noch zur Verfügung stehe. Zu be-
fürchten sei, dass, wenn nur noch wenige Nutzer übrig blieben,
die laufenden Kosten sehr stark anstiegen oder das System ir-
gendwann abgeschaltet würde. Deshalb sei die Frage nach der
Voraussicht bei dieser Beschaffung noch einmal neu zu stellen.
Hierzu bitte er die Landesregierung um Stellungnahme. 

Der Staatssekretär im Finanzministerium teilte mit, es handle
sich um eine Übergangslösung, die unter technischen Aspekten
ohne Alternative sei. Angesichts dessen, was bei der Einnahme-
verwaltung „auf dem Spiel“ stehe, sei das Finanzministerium ge-
zwungen, so zu handeln, wie es sich das vorgenommen habe.

Der Mitunterzeichner des Antrags bemerkte, von Bedeutung sei,
wie lange die auslaufende Technik noch zu akzeptablen Preisen
für die öffentliche Hand verfügbar sei. Ihn interessiere daher, wie
lange die Übergangslösung zur Anwendung kommen solle. 

Wenn es sich um eine Übergangstechnologie handle, stelle sich
erst recht die Frage, ob nach der Übergangszeit eine Umwid-
mung in Open-Source-Anwendungen möglich wäre.

Ein Vertreter des Finanzministeriums legte dar, bis zu einer Um-
stellung von Großrechnern durch Server oder Open-Source-Pro-
dukte in der Steuerverwaltung vergingen noch acht bis zehn Jah-
re. Bis dahin sei in jedem Falle ein Großrechner der Art und Güte
erforderlich, wie er nun angeschafft worden sei.

Das Land habe von der Betreibergesellschaft die definitive Zu -
sage, dass die BS-2000-Technik weiter erhalten bleibe und wei-
ter gepflegt werde. Darüber hinaus erstrecke sich das Nachfrage-
potenzial auch auf die 15 anderen Bundesländer, da diese eben-
falls nach Einrichtung dieser Technologie auf BS-2000-Rechner
angewiesen seien.

Angesichts der schriftlichen Zusage der Betreibergesellschaft ha-
be das Land keine großen Befürchtungen, dass es zu einer Ver-
schlechterung der Position Baden-Württembergs im Hinblick auf
die Finanzierung kommen würde.

Auf Nachfrage des Mitunterzeichners teilte er mit, eine De cke -
lung der Kosten gebe es nicht. Der BS-2000-Rechner sei zum
Marktpreis beschafft worden. Er gehe davon aus, dass über die
plan mäßige Laufzeit über acht bis zehn Jahre keine Ersatzbe-
schaffung vorgenommen werden müsse. Zu Buche schlügen da -
rüber hinaus die Wartungskosten für das Betriebssystem. Er gehe
davon aus, dass diese einer normalen Preissteigerung unterlägen. 

Der Mitunterzeichner des Antrags erkundigte sich, ob nach der
Übergangsphase eine Umstellung auf Open-Source-Technologie
angedacht sei, und merkte an, nach seinem Verständnis sei für ei-
ne Umstellung ein langer zeitlicher Vorlauf notwendig.

Der Vertreter des Finanzministeriums erläuterte, in der langfristi-
gen Ausrichtung sei eine Ablösung der großrechnerbasierten
durch eine serverorientierte Architektur vorgesehen. Bei einer
serverorientierten Architektur entfielen die relativ teuren War-
tungs- und Lizenzierungskosten, die bislang jährlich anfielen. 

Bei einer serverorientierten Architektur sei die Verwirklichung
einer Open-Source-Lösung wesentlich leichter möglich, weil
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hierfür der entsprechende Markt vorhanden sei. Eine derartige
Ausrichtung sei das Ziel des Vorhabens im Endausbau von
KONSENS in Stufe II.

Der Mitunterzeichner fragte, auf welche Zeitdauer sich die Zu -
sage der Betreibergesellschaft von BS 2000 erstrecke.

Der Vertreter des Finanzministeriums trug vor, die Zeitdauer sei
im Prinzip unbegrenzt.

Er unterstelle, dass die Betreibergesellschaft kein Interesse daran
habe, das Programm auslaufen zu lassen. Vielmehr spreche die
Verlagerung von Teilen der Forschung der Betreibergesellschaft
nach Deutschland für einen strategischen Ausbau dieses Be-
reichs.

Das Betriebssystem BS 2000 sei keineswegs technisch überholt.
Vielmehr wolle die Betreibergesellschaft im Wettbewerb mit den
Konkurrenten das eigene Betriebssystem als Standard etablieren.
So solle BS 2000 auch für Linux und andere Systeme geöffnet
werden, um weiterhin konkurrenzfähig zu bleiben. 

Ohne förmliche Abstimmung beschloss der Ausschuss, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

13. 05. 2009

Berichterstatter:

Groh

3. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Nils Schmid u. a. SPD
und der Stellungnahme des Finanzministeriums 
– Drucksache 14/4254
– „Da Vinci“ in Stuttgart – die Mühen der Ebene

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dr. Nils Schmid u. a. SPD – Druck-
sache 14/4254 – für erledigt zu erklären.

30. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Netzhammer Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4254 in
seiner 44. Sitzung am 30. April 2009. 

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, die Planungen für
das „Da Vinci“-Projekt seien noch in vollem Gange. Gesell-
schafts einlagen seien noch nicht geflossen. Daher sollte zunächst
ausgelotet werden, welche Verbesserungen bzw. Änderungen an
dem Projekt noch vorgenommen werden könnten.

Die „viel beschworene“ Konzentration von Ministerien werde
durch das „Da Vinci“-Projekt nur teilweise verwirklicht. So sei

der Stellungnahme zu Ziffer 2 des Antrags zu entnehmen, dass
das Kultusministerium und das Wirtschaftsministerium einen
zweiten Standort an anderer Stelle aufrechterhielten. Beim Kul-
tusministerium würden neben dem naheliegenderweise beibehal-
tenen Standort im Neuen Schloss die Außenstellen zu einer
„Groß außenstelle“ an dem Projektstandort am Karlsplatz zusam-
mengezogen. Beim Wirtschaftsministerium würden zwar einer-
seits Standorte zusammengezogen, andererseits werde aber ein
neuer Standort im Haus der Wirtschaft aufgemacht. Somit seien
die in der Stellungnahme zu Ziffer 4 des Antrags angekündigten
Synergieeffekte durch Zusammenführung zentraler Einrichtun-
gen mit einem gewissen Vorbehalt zu betrachten.

Interessieren würde ihn, welche Bereiche des Wirtschaftsminis -
teriums aus welchem Grund im Haus der Wirtschaft angesiedelt
werden sollten. Denn er hielte es für nahe liegend, das gesamte
Wirtschaftsministerium auf dem neuen Areal anzusiedeln.

Eine Abgeordnete der CDU führte aus, angesichts der aktuellen
Diskussion über das „Da Vinci“-Projekt sei der vorliegende An-
trag hilfreich. In der Presse sei das Projekt teilweise in negative
Schlagzeilen geraten. Dessen ungeachtet halte die CDU-Fraktion
das Projekt sowohl städtebaulich für eine Chance für die Stadt
Stuttgart als auch für eine Gelegenheit für das Land, Ministerien
zusammenzuziehen und dadurch effizienter zu arbeiten.

Da eine große Lösung, wie sie einmal mit einer Ansiedlung auf
dem Stuttgart-21-Areal diskutiert worden sei, nicht gewollt sei,
müsse sich die Landesregierung mit kleineren Lösungen behel-
fen.

Die CDU-Fraktion sehe viele Vorteile in dem geplanten Projekt.
Die Stellungnahme zu Ziffer 2 des Antrags verdeutliche, dass da-
durch mehrere Standorte aufgelöst werden könnten. Für Ministe-
rien, die derzeit in Gebäuden mit einem niedrigen energetischen
Standard untergebracht seien, sei der Umzug in einen Neubau
nach neuesten energetischen Gesichtspunkten mit einer erheb -
lichen Senkung der Unterhaltskosten verbunden.

Das Haus der Wirtschaft werde schon bisher vom Wirtschaftsmi-
nisterium als Standort genutzt. Im Haus der Wirtschaft sei ihres
Wissens die Amtsleitung des Wirtschaftsministeriums unterge-
bracht. In seiner Funktion als Veranstaltungsstätte diene das
Haus der Wirtschaft auch als Wirtschaftsfördereinrichtung.

Die Stellungnahme zu Ziffer 5 des Antrags sei geeignet, um
Pressemeldungen entgegenzutreten, wonach die Büroflächen für
die Beschäftigten der Landesverwaltung in dem geplanten Ge-
bäude am Karlsplatz übermäßig groß seien. Vielmehr lägen die
der Raumplanung zugrunde liegenden Zimmergrößen „in der
Norm“. Berücksichtigt werden müsse, dass in manchen Büros
zeitweilig noch eine zweite Person, z. B. ein Auszubildender, un-
ter gebracht sei. Die Stellungnahme des Finanzministeriums zei-
ge, dass die entsprechenden Presseberichte nicht gerade von 
hoher Sachkenntnis gekennzeichnet gewesen seien. 

Wie der Stellungnahme zu Ziffer 7 des Antrags zu entnehmen
sei, sei die Einrichtung einer Gedenkstätte im Rahmen des ge-
planten Bauprojekts am Karlsplatz zur Erinnerung an die NS-
Verbrechen vorgesehen. Damit sei sich das Land der historischen
Verantwortung bewusst.

Die Ministerialdirektorin im Finanzministerium legte dar, ge-
plant sei eine Konzentration der Landesministerien auf zwei gro -
ße Regierungsviertel in Stuttgart. Demnach seien das Innenmi -
nis terium, das Umweltministerium und das Ministerium für Er -
näh rung und Ländlichen Raum an der Willy-Brandt-Straße und
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am Kernerplatz konzentriert und die übrigen Landesministerien
im Bereich Neues Schloss, Schillerplatz, Karlsplatz und Doro-
theenstraße angesiedelt. In dem geplanten Neubau am Karlsplatz
würden insgesamt ca. 1.000 Arbeitsplätze für Beschäftigte des
So zialministeriums, des Wissenschaftsministeriums, des Kultus-
ministeriums und des Wirtschaftsministeriums eingerichtet.

Die Neustrukturierung werde dazu führen, dass die jeweiligen
Ministerien nur noch über maximal zwei Standorte verfügten.
Dies sei ein großer Fortschritt gegenüber dem gegenwärtigen Zu-
stand. Derzeit sei allein das Kultusministerium auf sechs oder
sieben Standorte verteilt. Künftig werde das Kultusministerium
auf zwei Gebäude zusammengefasst, die auf dem Fußweg nur
noch wenige Minuten auseinanderlägen. Eine Verlegung des
Kultusministeriums aus den Räumlichkeiten des Neuen Schlos-
ses sei nicht geplant und werde als nicht sinnvoll erachtet.

Der neu zu errichtende Komplex am Karlsplatz werde aus zwei
Gebäuden bestehen. Ein derartiger Gebäudekomplex für 1.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sei bislang nicht vorhanden.

Die geplante räumliche Zusammenfassung werde mit Sicherheit
die Arbeitsabläufe in den Ministerien und zwischen den Ministe-
rien deutlich verbessern. 

Schon derzeit seien im Haus der Wirtschaft ungefähr 140 Arbeits-
plätze des Wirtschaftsministeriums eingerichtet, und dabei solle
es auch bleiben. Wie sich die Aufteilung innerhalb des Wirt-
schaftsministeriums künftig organisieren werde, sei noch offen.

Die geplante Bürofläche für das neue Gebäude am Karlsplatz ha-
be von Anfang an bei 15 m2 pro Einzelzimmer gelegen. Die Pla-
nungen seien intensiv mit dem Rechnungshof besprochen wor-
den. Auf diesem Wege seien auch Missverständnisse ausgeräumt
worden, die durch Pressemeldungen entstanden seien. Eine Ver-
änderung der Raumplanung habe nicht stattgefunden. Die Raum-
planung entspreche einer Dienstanweisung für Mittelbehörden
sowie den Gepflogenheiten in weiten Teilen der Ministerien. 

Die geplante Bürofläche von 15 m2 entspreche unter Einbezie-
hung der Besprechungsräume und der Flure einer Hauptnutz -
fläche von 23 m2 sowie unter Einbeziehung der Außenmauern ei-
ner Bruttogeschossfläche von 36 m2. 

Angestrebt werde eine bestmögliche architektonische Lösung
des Vorhabens, das sich in einem städtebaulich außerordentlich
sensiblen Bereich befinde. Aufgrund nachvollziehbarer Wünsche
der Stadt Stuttgart sei eine Reduzierung des Bauvolumens er-
folgt, von der jedoch die Büroflächen nicht betroffen seien. 

Der Erstunterzeichner des Antrags äußerte, eine Konzentration
der Landesministerien könne in Erwägung gezogen werden. Al-
lerdings müsse die Frage gestellt werden, ob eine Ansiedlung
von Ministerien am Karlsplatz, der zu den teuersten Baugebieten
in Stuttgart zähle, sinnvoll sei. Es gelte, die Wirtschaftlichkeit
des Bauvorhabens aus Landessicht zu beachten. 

Aus städtebaulicher Sicht stelle eine Aufwertung des Quartiers
am Karlsplatz eine Riesenchance für Stuttgart dar. Fraglich sei
jedoch, ob dies nicht auch ohne die Ansiedlung von Landesmi -
nis terien möglich wäre. Er gehe davon aus, dass sich die Flächen
an einem solch attraktiven Standort auf dem freien Markt sehr
gut vermarkten ließen. 

Nach der in der Stellungnahme zu Ziffer 6 des Antrags aufge-
führten Berechnung sei eine Wirtschaftlichkeit des „Da Vinci“-
Projekts aus Landessicht fraglich. Er bezweifle, dass die in der
Stellungnahme überschlägig ermittelten Einsparungen bei den

Miet- und Bewirtschaftungskosten tatsächlich erreicht werden
könnten. Auch wenn er das Projekt zur Erschließung des Karls-
platzes als solches unterstütze, betrachte er es nicht als Aufgabe
des Landes, bestimmte Immobilienprojekte günstiger zu machen.

Dem Finanzministerium danke er für die deutliche Darstellung
der Raumplanung, gestaffelt nach Flächeneinheiten. Hieraus
werde deutlich, worauf die in der Presse genannten fragwürdigen
Zahlen zurückzuführen seien. 

Dem Betriebsklima in einem Ministerium sei es nicht gerade för-
derlich, wenn die Amtsleitung räumlich deutlich abgesondert
vom Großteil des Mitarbeiterstabs untergebracht sei. Vor diesem
Hintergrund seien manche Pressemeldungen über Missstimmig-
keiten zwischen Amtsspitze und Personalrat im Wirtschaftsmi -
nis terium nachvollziehbar. Er hielte es für sinnvoll, im Zuge der
anstehenden Konzentration der Ministerien die Unterbringung
entsprechend neu zu gestalten. Damit ließe sich seines Erachtens
das Arbeitsklima verbessern.

Zum Gedenken an die die Geschehnisse in der NS-Zeit sei in
dem Gebäude des früheren Hotels Silber lediglich in den Innen-
räu men eine Erinnerungstafel angebracht. Bei der Neubebauung
sollte darauf geachtet werden, dass von außen sichtbar in ange-
messener Weise an die Geschehnisse erinnert werde. Dies halte
er für eine Mindestanforderung, auf die sich die Beteiligten eini-
gen sollten. 

Inwieweit in Erinnerung an die Geschehnisse der NS-Zeit histo-
rische Bausubstanz aufrechterhalten werden solle bzw. könne,
sei fraglich. Offensichtlich sei nicht mehr viel Bausubstanz aus
dieser Zeit vorhanden. Wenn dies zutreffe, wäre es wohl vertret-
bar, einen kompletten Neubau zu errichten, ohne bestimmte Ge-
bäudeteile oder Kellerräume zu erhalten. Er appelliere jedoch,
bei dem Vorhaben mit viel Fingerspitzengefühl vorzugehen und
auch bei einem Abriss des bisherigen Gebäudes in geeigneter Art
und Weise einen Raum als Gedenkort zu schaffen. Möglicher-
weise könne auch ein Zeitzeugnis mit Bezug zu den damaligen
Geschehnissen konserviert werden.

Die bereits zu Wort gekommene Abgeordnete der CDU merkte
an, der Standort des Vorhabens am Karlsplatz befinde sich nicht
in 1a-Lage, möglicherweise nicht einmal in 1b-Lage. Dies sei u. a.
auch auf die durch das Alte Schloss verdeckte Lage an diesem
Standort zurückzuführen.

Die derzeitige auf viele Standorte verteilte Unterbringung der
Landesministerien könne nicht als optimal bezeichnet werden.
Die geplante Ansiedlung von vier Ministerien am Karlsplatz in
der Nähe des Landtags und in der Nähe anderer Ministerien sei
für das Land von großem Vorteil. Es wäre nicht sinnvoll, die
Landesverwaltung weiter in die Peripherie zu verlagern. Das Ar-
gument, das Land helfe, ein städtebauliches Projekt umzusetzen,
sei nicht an vorderster Stelle zu sehen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP hob hervor, ausdrücklich zu-
stimmen wolle er dem Erstunterzeichner in der Forderung nach
einem sensiblen Umgang mit der Historie am Standort des Bau-
vorhabens. 

Die beste Lösung für ein Regierungsviertel wäre seines Erach-
tens gewesen, alle Ministerien in einem einzigen Gebäude unter-
zubringen. Dies sei jedoch nicht umsetzbar gewesen. Die nun ge-
fundene zweitbeste Lösung sei für das Land immer noch mit
deutlichen Verbesserungen verbunden. 

Bei der Standortsuche habe es die Alternativen gegeben, entwe-
der den Regierungsbau zentral und verkehrsgünstig in unmittel-
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barer Nähe zu Landtag und Hauptbahnhof anzusiedeln oder
Backofficebereiche auszulagern, z. B. an Konversionsstandorte.
Weniger zentrale Standorte, z. B. in Stuttgart-Vaihingen oder
Zuffenhausen, wären unter Effizienzgesichtspunkten ungeeignet.

Die Amtsspitze des Wirtschaftsministeriums sei seines Wissens
nicht im Haus der Wirtschaft, sondern in dem Gebäude in der
Theodor-Heuss-Straße, verbunden mit anderen Mitarbeitern des
Ministeriums, angesiedelt. 

Die Diskussion um das Haus der Wirtschaft sei mittlerweile „ab-
solut unwürdig“. Das Haus der Wirtschaft sei ein sehr repräsen-
tatives Gebäude, das als Aushängeschild für Baden-Württemberg
diene. Die baden-württembergische Wirtschaft sollte dieses re-
präsentative Gebäude auch weiterhin für die Durchführung von
Veranstaltungen nutzen können. An anderer Stelle würden tou -
ris tische und kulturelle Nutzungen von Einrichtungen mit Millio-
nenbeträgen subventioniert.

Der Erstunterzeichner des Antrags bemerkte, die Ausführungen
seines Vorredners zum Haus der Wirtschaft könne er voll unter-
streichen. Auch er halte das Haus der Wirtschaft für ein Aushän-
geschild des Landes. Er sei jedoch aufgrund einer falschen Infor-
mation einer Vorrednerin davon ausgegangen, dass die Amtsspit-
ze des Wirtschaftsministeriums im Haus der Wirtschaft unterge-
bracht sei. Wenn nun das Gebäude in der Theodor-Heuss-Straße
vom Wirtschaftsministerium aufgegeben werde, wolle er mit
Blick auf das Betriebsklima die Frage aufwerfen, ob die Amts-
spitze zusammen mit dem Großteil der Beschäftigten in das neue
Gebäude am Karlsplatz umziehe oder isoliert vom eigentlichen
Ministerialbetrieb im Haus der Wirtschaft untergebracht werde.

Der Staatssekretär im Finanzministerium trug vor, der Landes -
regierung sei es ein großes Anliegen, dass bei dem Bauprojekt
am Karlsplatz mit sehr viel Sensibilität im Hinblick auf die NS-
Vergangenheit vorgegangen werde und nach außen sichtbar eine
Erinnerung an die Gräueltaten des Dritten Reiches am Standort
des Geschehens installiert werde. In dem betreffenden Gebäude
sei der Gewölbekeller, in dem sich die Zellen befunden hätten,
nicht mehr existent, während in dem Gebäudeteil, in dem der Ge-
wölbekeller noch authentisch sei, sich keine Zellen befunden hät-
ten, sodass der jetzige bauliche Zustand nicht mehr an das Ge-
schehene erinnere. 

Gemeinsam mit der Stadt Stuttgart, die in dieser Angelegenheit
die Federführung innehabe, wolle das Land mit der Auslobung
eines Künstlerwettbewerbs einen geeigneten Weg finden, um
nach außen sichtbar in sensibler und würdiger Form an die Ge-
schehnisse zu erinnern. Die Stadt Stuttgart habe signalisiert, die
NS-Vergangenheit von Stuttgart im Stadtmuseum aufarbeiten zu
wollen.

Er sei froh, dass Einigkeit darin bestehe, bei der Errichtung des
geplanten Gebäudes in geeigneter und würdiger Form den Ge-
schehnissen an diesem Standort in der NS-Zeit zu gedenken.

Ohne förmliche Abstimmung beschloss der Ausschuss, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

13. 05. 2009

Berichterstatterin:

Netzhammer
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4. Zu dem Antrag der Abg. Monika Bormann u. a.
CDU und der Stellung nahme des Innenministeri-
ums – Drucksache 14/3343
– Elektrifizierung der Bahnstrecken Tübingen–

Horb und Tübingen–Aulendorf

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Monika Bormann u. a. CDU 
– Drucksache 14/3343 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Sckerl Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3343 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags führte aus, derzeit könne
von Horb ohne umzusteigen nach Stuttgart gefahren werden.
Wenn das Projekt Stuttgart 21 realisiert worden sei, werde dies,
weil Teilabschnitte dieser Verbindung nicht elektrifiziert seien
und dieselbetriebene Fahrzeuge den Stuttgarter Hauptbahnhof
dann nicht mehr anfahren könnten, jedoch nicht mehr möglich
sein; vielmehr müsse dann in Tübingen umgestiegen werden,
was viele Pendler negativ beträfe. Ähnliches gelte für die Strecke
Aulendorf – Tübingen. 

Die Landesregierung habe in ihrer Stellungnahme zum vorlie-
genden Antrag einleuchtend und nachvollziehbar dargelegt, dass
die begehrte Elektrifizierung derzeit nicht möglich sei. Sie sei 
jedoch gespannt auf das Ergebnis der in der Stellungnahme der
Landesregierung zu Ziffer 3 des Antrags erwähnten Unter -
suchung, die in Auftrag gegeben worden sei. 

Ein Abgeordneter der SPD führte aus, um zu der Erkenntnis zu
kommen, dass die begehrten Elektrifizierungen derzeit nicht
möglich seien, hätte es des vorliegenden Antrags nicht bedurft.
Nunmehr werde dies auch in der Stellungnahme der Landesre-
gierung zu diesem Antrag sehr ausführlich dargelegt. Ihn interes-
siere, wann sich die Landesregierung konkret einen Planungs-
und einen Baubeginn vorstellen könnte und wann mit einer Rea-
lisierung dieser Elektrifizierungsmaßnahmen gerechnet werden
könne. 

Anschließend brachte er vor, der Pendolino könne den neuen
Stutt garter Hauptbahnhof nach der Tieferlegung in der Tat nicht
mehr anfahren, sodass Fahrgäste in Tübingen umsteigen müss -
ten. Da sich die Fahrzeit von Tübingen nach Stuttgart aufgrund
der neuen Tunnelstrecken jedoch erheblich verkürze, werde sich
insgesamt voraussichtlich keine Fahrzeitverlängerung, sondern
vielmehr sogar eine Fahrzeitverkürzung ergeben. Deshalb bitte er
um eine Stellungnahme der Landesregierung zu der Behauptung,
durch das Projekt Stuttgart 21 würde eine Fahrzeitverlängerung
eintreten. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, er sei über den vor-
liegenden Antrag erfreut. Denn die Schienenverbindung Tübin-
gen – Horb habe auch eine gewisse übergeordnete Bedeutung,
beispielsweise um von Horb aus zum Flughafen Stuttgart zu ge-
langen. Deshalb sollte nicht nur über die Elektrifizierung dieser
Stre cke, sondern auch über einen möglichen Ausbau nachge-
dacht werden, zumal diese Strecke auch als Ausweichstrecke in
Richtung Stuttgart genutzt werden könnte. Er bitte die Landes -
regierung, diese Argumente zumindest mittel- bis langfristig in
ihre Überlegungen einzubeziehen. Im Übrigen sollte auch dar -
über nachgedacht werden, ob auch weitere Strecken in Baden-
Württemberg wie beispielsweise die Strecke Tübingen–Aulen-
dorf elektrifiziert werden könnten. 

Der Staatssekretär im Innenministerium führte aus, bundesweit
seien mehr als 50 % des Schienennetzes nicht elektrifiziert, so-
dass keine Rede davon sein könne, in Deutschland gäbe es nur
noch ein paar Reststrecken, die auf die Elektrifizierung warteten.
In Baden-Württemberg sei der Anteil der nicht elektrifizierten
Strecken ähnlich hoch, liege jedoch bereits bei knapp unter 50 %,
sodass in Baden-Württemberg mehr als die Hälfte der Strecken
elektrifiziert sei. Im Übrigen setzten gute Verkehrsangebote auf
der Schiene nicht unbedingt eine Elektrifizierung voraus. 

Anschließend teilte er mit, bis 2019/2020 sei die Verwirklichung
dreier großer Schienenprojekte im Land für den Fernverkehr vor-
gesehen. Dabei handle es sich um die Schnellbahnstrecke Stutt-
gart–Ulm, den viergleisigen Ausbau der Rheintalstrecke und die
Strecke Frankfurt–Mannheim. Diese Großprojekte stünden je-
doch in einem Zusammenhang mit dem Regional- und dem Nah-
verkehr. Auch das Projekt Stuttgart 21 werde Auswirkungen auf
den Nahverkehr haben, und zwar nicht nur in der Region Stutt-
gart, sondern im ganzen Land. 

Das Innenministerium habe die Nahverkehrsgesellschaft beauf-
tragt, konkrete Vorschläge zu machen, in welchen Bündelungen
nach der Umsetzung des Projekts Stuttgart 21 der Nahverkehr in
Baden-Württemberg ausgeschrieben und vergeben werden kön-
ne. In diesem Zusammenhang werde die Frage zu beantworten
sein, welche Züge den Stuttgarter Hauptbahnhof anfahren müss -
ten, was dann nur noch elektrisch möglich sei. Aus diesem Er-
gebnis folge letztlich, wo im Land eine Streckenelektrifizierung
notwendig sei. In diesem Zusammenhang sei anzumerken, dass
die Elektrifizierung von Bahnstrecken sehr teuer sei, und zwar
nicht nur wegen der Investitionen in das Netz, sondern auch we-
gen der Notwendigkeit, neue Lokomotiven zu bestellen. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

13. 05. 2009

Berichterstatter:

Sckerl

Beschlussempfehlungen des Innenausschusses
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5. Zu dem Antrag der Abg. Bärbl Mielich u. a.
GRÜNE und der Stellung nah me des Innenminis -
teriums – Drucksache 14/3566
– Überbesetzungen in Nahverkehrszügen am süd -

lichen Oberrhein

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Bärbl Mielich u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/3566 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Razavi Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3566 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, im Innenausschuss
habe u. a. im Zusammenhang mit der Behandlung des Antrags
Drucksache 14/3879 Einigkeit darüber bestanden, dass bestimm-
te Züge nachweislich überlastet seien und deshalb Handlungsbe-
darf bestehe. Deshalb sei er etwas überrascht über die Aussage in
der Stellungnahme der Landesregierung zu Ziffer 8 des Antrags
Drucksache 14/3566, Mehrleistungen seien aufgrund der ange-
spannten Finanzsituation sowie der dicht belegten Infrastruktur
nicht bzw. nur sehr begrenzt möglich. Er hoffe, dass die Landes-
regierung trotzdem versuche, noch vor der Sommerpause im
Rahmen des technisch Möglichen eine Verbesserung herbeizu-
führen, zumal die Überlastungssituation am südlichen Oberrhein
sehr hoch sei und sich ein großer Nachholbedarf zeige. In diesem
Zusammenhang wäre er an einer Debatte im Ausschuss darüber
interessiert, ob Investitionen beispielsweise in neues Wagenma-
terial vorgezogen werden sollten, um Verbesserungen im Nah-
verkehr herbeizuführen. 

Der Staatssekretär im Innenministerium äußerte, es gebe in der
Tat eine Parallele zur Diskussion über den erwähnten Antrag
Drucksache 14/3879 in der 28. Sitzung des Innenausschusses. Es
werde immer deutlicher, dass es völlig falsch gewesen wäre, die
vor rund zwei Jahren durch den Bund vorgenommenen Kürzun-
gen der Regionalisierungsmittel mit Landesmitteln zu kompen-
sieren; denn dies wäre geradezu eine Aufforderung an den Bund
gewesen, weiter zu kürzen. Angesichts der Finanzknappheit auch
auf Bundesebene rechne er im Übrigen damit, dass bald wieder
jemand auf Bundesebene prüfe, wie länderseitig mit den Regio-
nalisierungsmitteln umgegangen worden sei, und darüber nach-
gedacht werde, den Ländern ohne eine Differenzierung in Ab-
hängigkeit von der bisherigen Mittelverwendung die Regionali-
sierungsmittel weiter zu kürzen, wodurch das Land wieder in Si-
tuation wie vor zwei Jahren käme. Auch dann wäre es aufgrund
der gemachten Erfahrungen nicht sinnvoll, landesseitig alle Kür-
zungen sofort zu kompensieren, auch wenn dies im Einzelfall zu
überfüllten Zügen und damit zu unangenehmen Situationen für
Reisende führe. 

Das Land setze in solchen Situationen vielmehr darauf, die Bahn
unter Druck zu setzen, beispielsweise durch das Argument, dass

es für die Bahn von Vorteil sei, sich im Vorfeld eines neuen Ver-
kehrsvertrags mit dem Land möglichst kundenfreundlich zu prä-
sentieren, und zwar unabhängig davon, ob jede Leistung einzeln
vom Land kostenpflichtig bestellt werde. 

Dass diese Strategie des Landes ein Stück weit erfolgreich gewe-
sen sei, zeigten einige Verbesserungen, die ohne zusätzliches
Geld vorgenommen worden seien, beispielsweise Umorganisa-
tionen hinsichtlich des eingesetzten Wagenmaterials oder der
Ein satz längerer Züge. 

Mittel- und langfristig könne sich die Region Freiburg, um die es
im vorliegenden Antrag gehe, glücklich schätzen, dass das Land
diese Region bereits vor 15 Jahren zu einer Art ÖPNV-Modellre-
gion erklärt habe und bis 2018 weitere Investitionen im Gesamt-
volumen von rund 160 Millionen € vereinbart worden seien. Da -
run ter fielen im Übrigen auch Elektrifizierungen von Strecken,
um ein in sich stimmiges System zu erhalten, sowie Bahnsteig-
verlängerungen und Investitionen in neues Wagenmaterial. Des-
halb könnte statt nach weiteren Verbesserungen für die Region
Freiburg auch gefragt werden, ob es geboten wäre, alle Regionen
des Landes wie die Region Freiburg zu bedienen. Denn es sollte
nicht so sein, dass Verbesserungen in einer Region und dadurch
ausgelöste Erhöhungen der Nachfrage dazu führten, dass ein im-
mer größerer Anteil der begrenzten Landesmittel in diese Region
flie ße, während andere Regionen des Landes immer mehr ver-
nachlässigt würden. Die Landesregierung behalte vielmehr das
ganze Land im Auge. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, bei der Ausschreibung
von Schienenverkehrsleistungen bestehe das Problem, dass es
nur eine sehr geringe Zahl von Anbietern gebe. Er bitte um eine
Er klärung der Landesregierung dazu, was die Landesregierung in
dieser Hinsicht konkret plane. Ferner bitte er die Landesregie-
rung, auch während der Laufzeit des Verkehrsvertrags an die
Deutsche Bahn zu appellieren, Verbesserungen im laufenden Be-
trieb vorzunehmen, und zwar mit dem Argument, von stabilisier-
ten oder sogar steigenden Fahrgastzahlen profitiere primär die
Bahn. Sollte ein solcher Appell nicht ausreichen, müsste über an-
dere Möglichkeiten nachgedacht werden, um dem gemeinsam
verfolgten Ziel etwas näher zu kommen. 

Der Mitunterzeichner des Antrags merkte an, auf der Breisach-
bahn seien die Bahnsteiglängen so bemessen, dass es ohne Wei-
teres möglich wäre, Züge mit einem zusätzlichen Wagen auszu-
statten, um der höheren Auslastung zu entsprechen. Dies erwar-
teten die Antragsteller von der Bahn, zumal dies technisch ein-
fach und auch nicht teuer sei. 

Der Staatssekretär im Innenministerium stellte fest, es bestehe
Kon sens darüber, dass der Druck auf die Bahn erhöht werden
müs se, dass sie dort, wo es ihr zumutbar sei, auf eine höhere
Aus lastung, die ihr auch höhere Einnahmen bringe, durch das
An hängen eines zusätzlichen Wagens reagiere und nicht darauf
spe kuliere, dass das Land ihr dies zusätzlich bezahle. Denn wenn
das Land sofort nachgebe, werde die Bahn künftig nur noch dann
reagieren, wenn sie zusätzliches Geld bekomme. 

Während der Laufzeit des derzeit gültigen Verkehrsvertrags mit
der Bahn bis 2016 komme es im Übrigen immer wieder zu Ver-
besserungen, und zwar sowohl im investiven Bereich wie auch
hinsichtlich des Verkehrsangebots. Denn es müsse die Möglich-
keit bestehen, laufend auf veränderte Situationen reagieren zu
können. 

Abschließend erklärte er, als die Länder die Verantwortung für
den SPNV übernommen hätten, habe es neben der Bahn nur sehr
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wenige und auch nur nur relativ kleine Anbieter gegeben. Des-
halb sei der Nahverkehr zum größten Teil an die Deutsche Bahn
vergeben worden, zumal diese auch über die nötige Infrastruktur
verfüge. Inzwischen gebe es auch im europäischen Maßstab im-
mer mehr Mitbewerber, denen ein diskriminierungsfreier Zugang
zur Schiene zustehe, wenngleich von einer Wettbewerbsgleich-
heit noch nicht die Rede sein könne. Die Neuvergabe der Ver-
kehre werde zwar im Jahr 2016 erfolgen, doch müsse dies nicht
zu einem einzigen Stichtag geschehen. Vielmehr könne die Ver-
gabe zeitlich entzerrt werden, was die Möglichkeit biete, ent-
spannter zu verhandeln, auszuschreiben und zu übergeben. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, der vorliegende Antrag mit
der Stellungnahme der Landesregierung dazu habe eine große
Ähnlichkeit mit dem in der vorletzten Sitzung behandelten An-
trag Drucksache 14/3879. Er entnehme den Ausführungen eines
Vertreters der Deutschen Bahn, die dieser im Gespräch vor Be-
ginn der Ausschusssitzung gemacht habe, sowie den Darlegun-
gen des Staatssekretärs, dass sich die beiden Vertragsparteien of-
fensichtlich in Vertragsverhandlungen befänden, die eher ein po-
sitives als ein negatives Ergebnis erwarten ließen. Er verweise in
diesem Zusammenhang darauf, dass der Bahnvertreter erklärt ha-
be, für eine Verbesserung der Situation erwarte er kein Landes-
geld und die Bahn verdiene in Baden-Württemberg mit dem
Nahverkehr viel Geld, sowie auch in Aussicht gestellt habe, ei-
nen Teil des eingenommenen Geldes wieder investieren zu wol-
len. Diese Aussage sei jedoch mit der Anmerkung versehen ge-
wesen, dass neues Zugmaterial eine Laufzeit von mindestens 
20 Jahren habe, weswegen auf der Grundlage eines Vertrags, der
in wenigen Jahren auslaufe, nicht investiert werden könne. 

Er sehe bei beiden Vertragsparteien die Bereitschaft, einen Bei-
trag dafür leisten zu wollen, dass der ÖPNV in Baden-Württem-
berg weiterhin eine gleichwertige Alternative zum Straßenver-
kehr sei. Doch dies könne er nur dann sein, wenn Überfüllungen
vermieden würden. 

Ein Abgeordneter der SPD bat den Staatssekretär im Innenminis -
te rium um eine Aussage dazu, ob er die offensichtlichen Vermu-
tungen des Abgeordneten der CDU bestätigen könne und was ihn
bisher daran gehindert habe, diese vermuteten weiter gehenden
Verhandlungen dem Ausschuss wenigstens ansatzweise zur
Kenn tnis zu geben. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP schloss sich den Ausführungen
seines Vorredners an. 

Der Staatssekretär im Innenministerium stellte klar, die Landes-
regierung habe ihre Strategie hinsichtlich des SPNV im Land im-
mer offen gelegt und immer die Reihenfolge benannt, nach der
bei Mittelkürzungen durch den Bund oder bei Verbesserungsbe-
darf im Land vorgegangen werde. Er bleibe dabei, dass es für das
Land teurer wäre, wenn für Kapazitätsausweitungen immer
gleich Landesmittel angeboten würden; denn die Bahn wäre dann
nicht mehr veranlasst, eigene Anstrengungen zu unternehmen.
Erst am Ende müsse entschieden werden, ob das, was sich als
nicht verhandelbar herausstelle, dem Land so wichtig sei, dass
mit eigenem Landesgeld nachbestellt werden solle. Diese Positi-
on habe er im Landtag immer wieder vertreten. 

Er verweise jedoch darauf, dass seit der Kürzung der Regionali-
sierungsmittel durch harte Verhandlungen einiges habe erreicht
werden können, was nicht möglich gewesen wäre, wenn die Lan-
desregierung entsprechend den Forderungen der Opposition vor-
gegangen wäre und zusätzliche Landesmittel investiert hätte.
Diesen Weg setze die Landesregierung fort, und deshalb bringe

er nochmals seine Erwartung zum Ausdruck, dass an Züge der
Breisachbahn ein zusätzlicher Waggon angehängt werde, ohne
dass das Land diesen bestellen müsste; denn im riesigen Fuhr-
park der Bahn werde sich sicher geeignetes Wagenmaterial fin-
den lassen. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

13. 05. 2009

Berichterstatterin:

Razavi 

6. Zu dem Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD
und der Stellungnahme des Innenministeriums 
– Drucksache 14/3571
– Entwicklung der Organisierten Kriminalität mit

Verbindung zu italienischen Gruppierungen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD – Druck -
sache 14/3571 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Heinz Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3571 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, die Antragsteller sei-
en an über die Stellungnahme der Landesregierung zum Antrag
hinausgehenden Erkenntnissen interessiert, beispielsweise zu
dem in Ziffer 7 des Antrags erwähnten „M. L.“, der in der Lan-
desgeschichte schon einmal eine gewisse Rolle gespielt habe und
von dem berichtet werde, dass er weiterhin Geschäfte führe, die
einen Bezug zur organisierten Kriminalität hätten. In diesem Zu-
sammenhang sei anzumerken, dass Mannheim ein Standort sei,
an dem die italienische organisierte Kriminalität immer wieder
anzutreffen sei. An aktuellen Informationen seien die Antragstel-
ler im Übrigen auch deshalb interessiert, weil das dem Antrag
zugrunde liegende Problem nach den Informationen, die sie er-
halten hätten, nicht abnehme, sondern eher zunehme. 

Der Innenminister äußerte, der mutmaßliche Haupttäter der Tat
am 15. August 2007 in Duisburg sei am 12. März in Amsterdam
festgenommen worden. Im Übrigen sei der mitunter entstandene
Eindruck, die „Ndrangheta könnte in Deutschland quasi unbehel-
ligt agieren“ unzutreffend. Ende 2007 hätten das Bundeskrimi-
nalamt und die italienische Polizei die Einrichtung einer deutsch-
italienischen Task Force beschlossen, und das Ziel müsse eine



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 4532

14

Innenausschuss

weitere Verbesserung der Bekämpfung dieser Kriminalitätsform
auf nationaler und internationaler Ebene sein. Er könne nicht be-
urteilen, ob weiterer Kooperations- und Verbesserungsbedarf be-
stehe; das Bundeskriminalamt könnte sich vorstellen, weitere
Verbesserungen der internationalen Zusammenarbeit zumindest
zu erproben. Die Polizei Baden-Württemberg betreibe intensive
Strukturermittlungen, versuche also, zu ergründen, welche Kon-
takte zwischen den einzelnen Gruppierungen der organisierten
Kriminalität entstünden. 

Gerade die umfassenden Ermittlungen aus Anlass des sechs -
fachen Tötungsdelikts am 15. August 2007 hätten insofern wei -
tere Erkenntnisse über die Struktur und die hier lebenden Fami -
lien sowie die Verflechtungen mit der organisierten Kriminalität
erbracht. Derzeit werde davon ausgegangen, dass 85 Personen in
Baden-Württemberg Kontakt zu Gruppierungen der italienischen
organisierten Kriminalität und damit zu den mafiosen Strukturen
hätten; im Übrigen verweise er auf die Stellungnahme der Lan-
desregierung zum Antrag. 

Der Inspekteur der Polizei führte ergänzend aus, hinsichtlich der
Relevanz der italienischen organisierten Kriminalität, was Straf -
ta ten angehe, gebe es inzwischen eine andere Situation als in den
Neun zigerjahren. Während es damals sehr viele Gewalt und
Rausch giftdelikte sowie Geldwäscheverdachtsfälle gegeben ha-
be, die durch Strukturermittlungen aufgedeckt worden seien, was
auch zur Überführung von Tatverdächtigen geführt habe, sei in
den letzten vier Jahren ein Rückgang dieser strafrechtlich rele-
vanten Aktivitäten zu beobachten. Dafür, dass Repräsentanten
der italienischen organisierten Kriminalität in Baden-Württem-
berg im nicht strafrechtlich relevanten Bereich aktiv seien, son-
dern auf andere Weise, gehe es derzeit keine Belege. Die Polizei
versuche zwar, Aktivitäten der Personen, von denen ausgegan-
gen werde, dass sie Verbindungen zur italienischen organisierten
Kriminalität hätten, aufzuhellen, doch um operativ tätig werden
zu können, bedürfe es eines Anfangsverdachts. 

Abschließend teilte er mit, dem Innenministerium lägen über das
in der Stellungnahme der Landesregierung zum Antrag Darge-
legte hinaus keine weiteren Erkenntnisse hinsichtlich einer mo-
mentan verstärkten Aktivität der italienischen organisierten Kri-
minalität in Baden-Württemberg vor, was angesichts der Beob-
achtungen auch nicht zu erwarten sei. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

20. 05. 2009

Berichterstatter:

Heinz 

7. Zu dem Antrag der Abg. Hagen Kluck u. a. FDP/
DVP und der Stellung nah me des Innenminis te -
riums – Druck sache 14/3702
– Meldepflicht für BA-Studenten

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Hagen Kluck u. a. FDP/DVP 
– Drucksache 14/3702 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Stehmer Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3702 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags bedankte sich bei der Landes-
regierung für die Erarbeitung der Stellungnahme der Landes -
regierung zum Antrag und trug die Antragsbegründung vor. An -
schlie ßend erkundigte er sich danach, welche Neuerungen für
das zukünftige Bundesmeldegesetz geplant seien und welche An-
regungen Baden-Württemberg in das Gesetzgebungsverfahren
einspeisen werde. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, er sei dem Erstunterzeichner
des Antrags dankbar für die vorliegende Initiative. Denn auch er
nehme hinsichtlich des Melderechts unterschiedliche Handha-
bungen wahr, und auch er sehe die im Antrag geschilderte beson-
dere Betroffenheit von BA-Studierenden, weil sie ihren Wohn-
sitz häufig wechseln müssten. 

Deshalb bitte er die Landesregierung namens seiner Fraktion, von
der Möglichkeit des Bundesrechtsrahmengesetzes Gebrauch zu
machen und für das Land die in § 21 Abs. 2 Nr. 1 des Landesmel-
de gesetzes festgelegte Frist von zwei Monaten auf sechs Monate
zu verlängern, um insbesondere für BA-Studierende eine Erleich-
terung zu schaffen, bevor das neue Bundesmeldegesetz in Kraft
trete, was sich möglicherweise noch etwas hinziehen könnte. 

Ein Abgeordneter der SPD schloss sich diesem Petitum an. 

Der Innenminister legte dar, der Bund habe zwar angekündigt,
noch in der laufenden Legislaturperiode ein neues Bundesmelde-
gesetz zu verabschieden, doch werde dies wohl nicht mehr mög-
lich sein. Ein Bedürfnis für die Ausdehnung der erwähnten Aus-
nahmeregelung sei erkennbar, und angesichts der zum Ausdruck
gekommenen fraktionsübergreifenden Einigkeit sage er zu, eine
landesweite Übergangslösung zu initiieren und den Rahmen von
sechs Monaten dabei voll auszuschöpfen. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

22. 05. 2009

Berichterstatter:

Stehmer
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8. Zu dem Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD
und der Stellungnahme des Innenministeriums 
– Drucksache 14/3897
– Investitionen an Gemeinden im Feuerwehrwesen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD – Druck -
sache 14/3897 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Herrmann Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3897 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, seine Fraktion habe
im Finanzausschuss beantragt, die Zuweisungen an Gemeinden
für Investitionen zur Unterstützung der örtlichen Gefahrenab-
wehr um 5 Millionen € zu erhöhen. Die Landesregierung habe in
der 33. Finanzausschusssitzung versichert, dass Gesamtmittel in
Hö he von etwa 6 bis 7 Millionen € aus dem Mehraufkommen
der Feuerschutzsteuer aus dem Jahr 2008 im Laufe des Haus-
haltsvollzugs zur Verfügung gestellt würden. Dies habe ein Ab-
geordneter der SPD dem Innenminister in der 58. Plenarsitzung
am 11. Februar 2009 vorgehalten. Der Innenminister habe da -
rauf hin unter Bezugnahme auf die Forderung seitens der SPD,
dass 25 Millionen € in Titel 883 72 bereitstehen müssten, geant-
wortet: „Ich habe im Finanzausschuss schon darauf hingewiesen,
dass dies der Fall ist, weil wir aus dem Jahr 2008 Reste im Um-
fang von 5 Millionen € haben.“ 

Dazu stehe die Stellungnahme der Landesregierung zum vorlie-
genden Antrag jedoch in einem Widerspruch. Denn darin werde
erklärt, die aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer zur Ver-
fügung stehenden Mittel reichten nicht aus, um alle Anträge
berücksichtigen zu können, und einige Anträge seien auf der Pri-
o ritätenliste nachrangig platziert worden. Ferner heiße es in der
Stellungnahme, im Jahr 2008 seien den Gemeinden im Feuer-
wehrbereich für die Projektförderung Zuwendungen in Höhe von
21,1 Millionen € gewährt worden, und somit habe bei einem Ge-
samtantragsvolumen von 30,3 Millionen € ein landesdurch-
schnittlicher Versorgungsgrad von 69,6 % erzielt werden können.
Diesen Widerspruch bitte er aufzuklären. 

Der Innenminister erklärte, er stehe zu seiner zitierten Aussage.
Denn Planungssicherheit habe immer oberste Priorität. 

Ein Vertreter des Innenministeriums teilte ergänzend mit, eine
Bewilligungsquote von 69 % sei gemessen an den meisten Pro-
grammen eine sehr hohe Quote. Im laufenden Jahr werde voraus-
sichtlich sogar eine Bewilligungsquote von 74 % erreicht. 

Das Antragsvolumen habe 22 Millionen € im Jahr 2006, 25 Mil-
lionen € im Jahr 2007 und 30 Millionen € im Jahr 2008 betragen
und werde sich im Jahr 2009 auf 41,7 Millionen € belaufen. Das
Antragsvolumen habe sich also von 2006 bis 2009 verdoppelt.
Dies spiegele die bis vor Kurzem exzellente Finanzlage der

Kommunen wieder. Der große Betrag im Jahr 2009 liege u. a. da -
ran, dass mehrere Anträge auf die Bezuschussung großer Feuer-
wehrhäuser vorlägen. Trotzdem werde voraussichtlich eine Be-
willigungsquote von 74 % erreicht. 

Weiter erklärte er, auf dem Konto des Landes gingen in jedem
Jahr zunächst die Feuerschutzsteuereinnahmen ein, die Versiche-
rungen, die im Land ansässig seien, abführten, und zwar unab-
hän gig davon, ob der Versicherungspflichtige Baden-Württem-
berger sei oder nicht. Letztlich stehe dem Land jedoch nur ein
An teil von 13,8 % aus dem Feuerschutzsteueraufkommen in der
Bun desrepublik zu; der Anteil sei wegen der Bevölkerungs- und
Industriedichte, wegen Waldflächen und anderem mehr höher als
der Anteil nach dem Königsteiner Schlüssel. Im darauffolgenden
Jahr werde zwischen den Bundesländern abgerechnet, sodass das
kassenmäßige Aufkommen erheblichen Schwankungen unter-
worfen sei und von rund 38 Millionen € bis rund 50 Millionen €
reiche. In einem Rhythmus von einigen Jahren stelle sich ein
Mittelwert ein. 

Im vergangenen Jahr habe die große Schwankungsbreite dazu
geführt, dass rund 6 Millionen € zusätzlich hätten abgedeckt wer-
den müssen, weil im Jahr 2007 auf der Grundlage der mittelwert-
kalkulierten Zahlen entsprechend höhere Verpflichtungen einge-
gangen worden seien, die im Jahr 2008 kassenmäßig abgerechnet
worden seien. Die Folge sei, dass im Jahr 2008 auf der Grund -
lage der verbleibenden Kassenmittel plus den Verpflichtungser-
mächtigungen effektiv rund 21 Millionen € für die Vergabe zur
Verfügung gestanden hätten. Der langfristige Mittelwert liege je-
doch bei 25 Millionen €, und das Innenministerium sei der Auf-
fassung, dass dieser Mittelwert gehalten werden könne und dass
damit auch der Bedarf gedeckt werden könne, auch wenn nicht
jeder Antrag im ersten Anlauf bewilligt werden könne. In den
letzten Jahren hätten sich zudem noch größere Schwankungen
eingestellt, weil Versicherungen fusioniert hätten, was sich eben-
falls erst verzögert ausgleiche. 

Der Mitunterzeichner des Antrags merkte an, wenn gewisserma -
ßen Verluste aus dem Jahr 2007 im Jahr 2008 hätten abgedeckt
werden müssen, halte er die zitierte Aussage des Innenministers
im Finanzausschuss für nicht zutreffend. Denn die Ablehnung
des Erhöhungsantrags seiner Fraktion sei damit begründet wor-
den, dass im Jahr 2008 ein Rest von 5 Millionen € vorhanden ge-
wesen sei. 

Der Innenminister sagte zu, dem Ausschuss eine tabellarische
Übersicht über die letzten Jahre hinweg zum Feuerschutzsteuer-
aufkommen vor und nach der Abrechnung zwischen den Bundes-
ländern gemäß dem erwähnten Schlüssel, zum Antragsvolumen
und zur Bewilligungsquote vorzulegen. 

Der Mitunterzeichner des Antrags bat darum, im Rahmen dieses
Berichts auch die Frage zu beantworten, was mit den in der 58. Ple-
narsitzung erwähnten „Resten im Umfang von 5 Millionen €“ aus
dem Jahr 2008 (Plenarprotokoll S. 4134) konkret gemeint sei. 

Der Vertreter des Innenministeriums legte dar, von den Anträgen
sei im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden auf der Ebe-
ne der Landkreise und der Regierungsbezirke das bewilligt wor-
den, was zu diesem Zeitpunkt als geboten erachtet worden sei.
Diese Zusagen hätten auch eingehalten werden können, weil die
kassenmäßige Umsetzung bis in das Jahr 2009 hineingereicht ha-
be. Durch Bewilligungen und Verpflichtungsermächtigungen aus
dem Jahr 2007 sei im Jahr 2008 nichts verhindert worden, weil
die Risiken aus dem Jahr 2007 nicht zu einer Verminderung der
Vergabe geführt hätten. Das Elegante an dieser Vorgehensweise
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sei, dass keine starre Bindung an eine Jährlichkeit gegeben sei,
sondern positive wie negative „Reste“ übertragen würden. Ent-
scheidend sei, dass eine Kontinuität gegeben sei. Denn wenn im
Jahr 2008 tatsächlich eine Erhöhung der Bewilligungen um 5 Mil-
lionen € erfolgt wäre, hätte sich bereits wieder ein Überhang er-
geben. Denn er habe auch aus dem Innenausschuss bisher keine
Signale dergestalt vernommen, von dem Prinzip abweichen zu
sollen, die kommunale Feuerwehrförderung aus dem Aufkom-
men aus der Feuerschutzsteuer zu speisen. 

Der Innenminister sagte zu, die tabellarische Übersicht um eine
entsprechende klarstellende Äußerung zu ergänzen. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

20. 05. 2009

Berichterstatter:

Herrmann 

9. Zu dem Antrag der Abg. Dietmar Bachmann u. a.
FDP/DVP und der Stel lung nahme des Innenminis -
teriums – Drucksache 14/3948
– Langstreckenradarkontrolle

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dietmar Bachmann u. a. FDP/DVP
– Drucksache 14/3948 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Braun Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3948 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags bedankte sich bei der Landes-
regierung für die Erarbeitung ihrer Stellungnahme zum vorlie-
genden Antrag und führte weiter aus, die Antragsteller hätten
sich weiter gehende Regelungen zum Datenschutz gewünscht, als
sie in der Stellungnahme der Landesregierung zu den Ziffern 3
und 4 des Antrags zum Ausdruck gebracht worden seien, bei-
spielsweise nach dem Vorbild eines österreichischen Systems,
bei dem die Daten derjenigen, die keine Ordnungswidrigkeit be-
gangen hätten, automatisch gelöscht würden. 

Der Innenminister teilte mit, in Österreich seien mit Lang -
strecken radarkontrollen durchaus positive Erfahrungen gemacht
wor den. Wenn ein solches System in Deutschland eingesetzt
wür de, müssten die Streckenabschnitte sorgfältig ausgewählt
werden. Die Daten einschließlich der Bilder der auffälligen Fahr-
zeuge würden entweder im Zentralrechner gespeichert oder auto-

matisch an die zuständige Bußgeldbehörde übertragen, doch die
Daten der nicht beanstandeten Fahrzeuge müssten sofort automa-
tisch gelöscht werden, ohne dass ein Dritter die Möglichkeit ha-
be, zwischen der Erhebung und der Löschung auf diese Daten
zuzugreifen. Auch die Polizei dürfe nicht auf die Daten unauffäl-
liger Pkw zugreifen können. 

Abschließend betonte er, all diese Aussagen seien derzeit noch
rein theoretischer Natur; denn in Deutschland gebe es für den
Einsatz solcher Anlagen noch keine Rechtsgrundlage, sodass
selbstverständlich auch noch kein Einsatz erfolge. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

20. 05. 2009

Berichterstatter:

Braun 

10. Zu dem Antrag der Abg. Walter Heiler u. a. SPD
und der Stellung nahme des Innenministeriums 
– Drucksache 14/3953
– Beschäftigung bei einem Zweckverband als Hin-

derungsgrund nach § 29 Gemeindeordnung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Walter Heiler u. a. SPD – Druck -
sache 14/3953 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Herrmann Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3953 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, Mitarbeiter, die bei
einem Zweckverband beschäftigt seien, dürften kraft Gesetzes
nicht Mitglied des Gemeinderats einer Stadt oder Gemeinde sein,
die Mitglied in diesem Zweckverband sei. Dem Zweckverband
Landeswasserversorgung seien etwa 250 Kommunen ange-
schlossen, und dem Zweckverband Bodenseewasserversorgung
seien etwa 320 Kommunen angeschlossen, sodass zahlreiche Be-
schäftigte von diesem Verbot betroffen seien. Insgesamt seien es
etwa 700 bis 800 Mitarbeiter, die nicht als ehrenamtliche Ge-
meinderäte tätig sein dürften. 

Deshalb hätten die Antragsteller die Frage aufgeworfen, ob an die-
sem Verbot festgehalten werden sollte; denn in den Gemeinderä-
ten werde eher selten über Themen gesprochen und abgestimmt,
bei denen diese Beschäftigten befangen wären. Wesentlich mehr
Interessenkollisionen seien beispielsweise bei Mitarbeiterinnen



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 4532

17

Innenausschuss

von Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft oder bei Lehrerinnen
und Lehrern zu befürchten. Nach Auffassung der Antragsteller
rechtfertigten so wenige Befassungen mit Themen, bei denen ein
Mitarbeiter eines Zweckverbands befangen wäre, ein generelles
Verbot der Tätigkeit dieser Beschäftigten in Gemeinderäten von
Gemeinden, die Mitglied des Zweckverbandes seien, nicht. 

Den Hinweis auf mehr Rechtssicherheit hielten die Antragsteller
für nicht stichhaltig; denn Gemeinderäte erklärten sich im Zwei-
fel lieber einmal zu viel als einmal zu wenig für befangen, wenn
in einem konkreten Fall auch nur der Verdacht der Befangenheit
bestehen könnte. 

Dem Antrag lägen im Übrigen konkrete Anfragen bei Zweckver-
bän den Tätiger vor, die sich dafür interessierten, sich in einem
Ge meinderat kommunalpolitisch zu engagieren, was von der Po-
li tik grundsätzlich begrüßt werde. Deshalb habe er kein Ver-
ständnis für den Ausschluss dieser Interessenten. In diesem Zu-
sammenhang interessiere ihn, ob ein Geschäftsführer einer städti-
schen GmbH im betreffenden Gemeinderat tätig sein könne. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, nach Auffassung sei-
ner Fraktion seien die Gemeinderäte Vertretungsorgane der Bür-
gerinnen und Bürger und nicht der mittelbaren oder unmittel -
baren Gemeindebediensteten. Deshalb halte seine Fraktion die
Beibehaltung der Regelung für Mitarbeiter von Zweckverbänden
für sinnvoll und beibehaltenswert. 

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, in der Legislaturperiode, in
der der Erstunterzeichner des Antrags dem Landtag zwischen -
zeit lich nicht angehört habe, sei die Gemeindeordnung u. a. hin-
sicht lich der Hinderungsgründe geändert worden. Seitdem sei es
so, dass ein Geschäftsführer einer Körperschaft, die zu mehr als
50 % im Eigentum einer Gemeinde sei, nicht mehr im betreffen-
den Gemeinderat tätig sein dürfe. 

Anschließend äußerte er, teilweise werde schon im Sinne der An-
tragsteller verfahren, und zwar bereits bei der nächsten Kommu-
nalwahl am 7. Juni 2009. Er erinnere daran, dass der Landtag am
22. April mit dem Gesetz zur Reform des Gemeindehaushalts-
rechts § 29 der Gemeindeordnung – Hinderungsgründe – durch
den Zusatz „Satz 1 findet keine Anwendung auf Arbeitnehmer,
die überwiegend körperliche Arbeit verrichten“ eingeschränkt
habe. 

Er werfe in diesem Zusammenhang die Frage auf, ob bei einer
der nächsten Novellierungen der Gemeindeordnung bei der
Zweck verbandsregelung nur noch leitende Tätigkeiten als Hin-
derungsgrund festgelegt werden sollten, um zwar dem Direktor
der Bodenseewasserversorgung weiterhin zu verwehren, gleich-
zeitig im Gemeinderat einer Gemeinde tätig zu sein, die Mitglied
des Zweckverbands sei, dies hingegen einem Pförtner, Haus -
meis ter oder in der Datenzentrale Tätigen zu gestatten. 

Er räume jedoch ein, dass es nicht einfach ist, durch eine saubere
Abgrenzung zu erreichen, dass ein Mitarbeiter eines sehr kleinen
Zweckverbands mit nur wenigen Mitarbeitern nicht gleichzeitig
in einem Gemeinderat einer der wenigen Mitglieder dieses Gre-
miums sein sollte. Deshalb rate er von einer überhasteten Spon -
tan entscheidung ab, sondern plädiere dafür, die Landesregierung
zu ersuchen, die vorgetragenen Aspekte im Zusammenhang mit
der nächsten Novellierung der Gemeindeordnung zu prüfen und
den Hinderungsgrund gegebenenfalls auf leitende Beamte und
Angestellte des Zweckverbands zu beschränken. 

Der Innenminister teilte mit, bei der Festlegung von Hinderungs-
gründen sei u. a. die Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs von

Baden-Württemberg zu beachten, nach der es dem Gesetzgeber
möglich sei, von einer generalisierenden Betrachtung auszuge-
hen, wie es in der Gemeindeordnung in der derzeit geltenden
Fassung der Fall sei. Es lasse sich jedoch darüber streiten, ob es
erforderlich sei, sämtliche Angestellten und Beamten aller
Zweck verbände auszuschließen; denn die Gefahr von Interes-
senkollisionen hänge stark von der Größe der Zweckverbände
und der Zahl ihrer Mitglieder ab. Er sage zu, das vorgetragene
Anliegen unter Einbeziehung der kommunalen Landesverbände
zu prü fen. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP regte an, eventuell eine ähnliche
Regelung zu wählen, wie sie im Landtagswahlrecht für in einem
Ministerium tätige Personen zu finden sei. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

19. 05. 2009

Berichterstatter:

Herrmann 

11. Zu dem Antrag der Abg. Walter Heiler u. a. SPD
und der Stel lung nahme des Innenministeriums 
– Drucksache 14/3954
– Qualifikation und Fortbildung für Standesbe-

amte

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Walter Heiler u. a. SPD – Druck -
sache 14/3954 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Bormann Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3954 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, das Amt des Stan-
desbeamten sei anspruchsvoll, sodass zu Recht hohe Anforde-
rungen an die Qualifikation gestellt würden. Doch bislang sei
nicht geregelt, wie die Bestellung eines Standesbeamten vonstat-
ten zu gehen habe, und deshalb hätten die Antragsteller bereits
mehrfach darum gebeten, dies nachzuholen. Das Innenministeri-
um schreibe in seiner Stellungnahme zu Ziffer 1 des Antrags, das
Innenministerium prüfe in Abstimmung mit den kommunalen
Landesverbänden sowie den Fachverbänden der Standesbeam-
ten, ob Regelungen zur fachlichen Qualifikation erforderlich sei-
en, und das Gespräch mit diesen Verbänden habe am 29. Januar
2009 stattgefunden. Er gehe davon aus, dass, wenn die Erforder-
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lichkeit bejaht werde, zügig Überlegungen darüber angestellt
würden, wie vorgegangen werden solle. Dazu bitte er die in der
Stellungnahme der Landesregierung zu Ziffer 1 des Antrags ent-
haltene Angabe „zu gegebener Zeit“ zu konkretisieren. Ferner
bitte er das Innenministerium, dem Ausschuss die Ergebnisse zur
Kenntnis zu geben. 

Auch hinsichtlich der in der Stellungnahme der Landesregierung
zu Ziffer 5 des Antrags angekündigten Prüfung bitte er um eine
konkrete Zeitangabe, bis wann mit einer Umsetzung zu rechnen
sei. 

Eine Abgeordnete der CDU teilte mit, am 29. Januar 2009 habe
ein Gespräch mit den kommunalen Landesverbänden und den
Fachverbänden der Standesbeamten stattgefunden. Dort seien die
Anforderungen an die fachliche Qualifikation der Standesbeam-
ten festgelegt worden. Voraussetzung sei danach mindestens eine
Ausbildung für den mittleren Verwaltungsdienst oder zum Ver-
waltungsfachangestellten der Fachrichtung Landes- und Kom-
munalverwaltung. Ferner sei die erfolgreiche Teilnahme an ei-
nem mindestens zweiwöchigen Einführungsseminar für Standes-
beamte Voraussetzung. 

In diesem Zusammenhang seien auch Regelungen zu den not-
wendigen Fortbildungsmaßnahmen festgelegt worden. Danach
müssten Standesbeamte alle fünf Jahre an einer Fortbildung teil-
nehmen. Im Übrigen leisteten auch die beiden Fachverbände der
Standesbeamten mit ihren Fortbildungseinrichtungen einen we-
sentlichen Beitrag zur Fortbildung der Standesbeamten. 

Weiter sei festgelegt worden, unter welchen Voraussetzungen die
Bestellung widerrufen werden könne, nämlich dann, wenn der
Stan desbeamte nicht regelmäßig an der Fortbildung teilnehme. 

Schließlich seien auch Regelungen zum Verhinderungsstellver-
treter und zum Trau- und Eheschließungsstandesbeamten getrof-
fen worden. 

Der Innenminister legte dar, hinsichtlich der Standards und der
fach lichen Qualifikation von Standesbeamten habe in der Tat in-
zwi schen eine Klärung stattgefunden. Zur fachlichen Qualifika -
tion seien folgende Voraussetzungen festgelegt worden: Ausbil-
dung für den mittleren Verwaltungsdienst oder als Verwaltungs-
fachangestellte, Teilnahme an einem mindestens zweiwöchigen
Einführungsseminar für Standesbeamte und Nachweis einer drei-
monatigen Sachbearbeitertätigkeit bei einem Standesamt inner-
halb der letzten zwei Jahre. 

Weiter werde vorgesehen, dass statt der Ausbildung für den mitt-
leren Verwaltungsdienst oder zum Verwaltungsfachangestellten
auch eine mindestens zwölfmonatige praktische Tätigkeit auf
dem Gebiet Personenstandswesen und der Erwerb gleichwertiger
Kenntnisse anerkannt werden könnten. 

Zum Thema „Fortbildung der Standesbeamten“ sei besprochen
worden, dass Standesbeamtinnen und Standesbeamte zur regel-
mä ßigen Teilnahme an den Fortbildungslehrgängen des Fachver-
bands und insbesondere zum Besuch eines einwöchigen Fortbil-
dungslehrgangs innerhalb von fünf Jahren verpflichtet würden. 

Für deren Stellvertreter im Verhinderungsfall seien erheblich ge-
ringere Anforderungen hinsichtlich Qualifikation und Fortbil-
dung maßgeblich. Bei Nichteinhaltung der Fortbildungspflicht
solle allerdings die Gemeinde die Möglichkeit haben, die Bestel-
lung zum Standesbeamten zu widerrufen. 

Ferner sei das Thema „Einführung eines zentralen elektronischen
Personenstandsregisters“ besprochen worden. Hierzu erfolge noch

eine Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden, und
zwar im Rahmen einer im Innenministerium eingerichteten Ar-
beitsgruppe mit Vertretern der kommunalen Landesverbände, der
Datenzentrale Baden-Württemberg, des regionalen Rechenzen-
trums und der Fachverbände der Standesbeamten. 

Diese Arbeitsgruppe habe am 18. März erstmals getagt. Konkrete
Ergebnisse lägen noch nicht vor. 

Er sage zu, über alle angesprochenen Themenkomplexe einen
zu sammenfassenden Bericht vorzulegen. 

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte seine Verwunderung
darüber zum Ausdruck, dass die Abgeordnete der CDU offenbar
schon vor der Sitzung große Teile dessen, was der Innenminister
in der Sitzung vorgetragen habe, gewusst habe, sodass sie es im
Ausschuss habe vortragen können. 

Der Innenminister erklärte, die CDU-Abgeordnete habe sich sehr
für das in Rede stehende Thema interessiert und deshalb engen
Kontakt mit dem Innenministerium gehalten. 

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, der Antrag sei am
2. Februar in den Landtag eingebracht worden und die Landesre-
gierung habe mit Schreiben vom 16. Februar 2009 Stellung ge-
nommen. Deshalb sei er verwundert darüber, dass sich in dieser
Stellungnahme keine Ergebnisse des erwähnten Gesprächs vom
29. Januar befänden. 

Der Innenminister stellte klar, das erwähnte Gespräch am 29. Ja-
nuar sei nur der Beginn einer Serie von Gesprächen gewesen,
welche, weil nach wie vor Punkte offen seien, noch immer nicht
abgeschlossen sei. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

20. 05. 2009

Berichterstatterin:

Bormann 

12. Zu dem Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD
und der Stellungnahme des Innenministeriums 
– Drucksache 14/4051
– Zusätze auf Ortstafeln

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Reinhold Gall u. a.
SPD – Drucksache 14/4051 – für erledigt zu erklären;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Reinhold Gall u. a.
SPD – Drucksache 14/4051 – abzulehnen.

29. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Razavi Junginger
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B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4051 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags führte aus, die Praxis des Lan-
des hinsichtlich der Genehmigung von Zusätzen auf Ortstafeln
scheine im Gegensatz zu anderen Bundesländern sehr restriktiv
zu sein. Den Antragstellern sei nach wie vor nicht klar, warum
die Hochschulstandorte, nachdem die Hochschulen rechtlich
gleich gestellt seien, nicht auch hinsichtlich Zusätzen auf Orts -
tafeln gleichgestellt würden; das Argument, wenn allen Hoch-
schulstandorten die Führung des Zusatzes „Hochschulstadt“ auf
dem Ortsschild gestattet würde, gäbe es zu viele Ortsschilder mit
einem solchen Zusatz, halte er für nicht stichhaltig, weil keine
Kommune verpflichtet sei, einen entsprechenden Antrag zu stel-
len. Auch den Hinweis auf Sicherheitsbedenken halte er für nicht
stichhaltig; denn die Ortsschilder würden weder hinsichtlich ih-
rer Größe noch hinsichtlich ihrer Erscheinungsform verändert. 

Werbeanlagen außerhalb von Ortsschildern seien im Übrigen
viel auffälliger und deshalb viel eher geeignet, Gefährdungssitua-
tionen herbeizuführen. Aus Sicht der Antragsteller gebe es kei-
nen zwingenden Grund für die restriktive Haltung des Landes
Baden-Württemberg. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, die Metropolregion
Rhein-Neckar habe angestrebt, auf der Autobahn mit ent -
sprechenden Hinweisschildern für sich werben zu dürfen, sei in
Baden-Württemberg mit diesem Anliegen jedoch gescheitert. In
Hessen sei eine solche Werbung offensichtlich möglich. Deshalb
seien auch die Vertreter der Metropolregion Rhein-Neckar ver-
wundert über die unterschiedliche Handhabung. 

Zum Petitum der Antragsteller merkte er an, viele Städte wie bei-
spielsweise seine Heimatstadt Reutlingen hätten einen so großen
Bekanntheitsgrad, dass es eines entsprechenden Zusatzes auf
dem Ortsschild nicht bedürfe. Im Übrigen hielte er es für zu weit
gehend, wenn in allen Städten, an denen sich auch nur eine
Außenstelle einer Hochschule befinde, die Führung des Zusatzes
„Hochschulstadt“ auf ihren Ortsschildern gestattet würde. 

Eine Abgeordnete der CDU legte dar, die Stellungnahme der
Landesregierung zum Antrag finde ihre volle Unterstützung.
Denn das Primäre seien bei Ortsschildern der Name des Ortes
und das Signal an die Fahrzeugführer, dass ab dem Ortsschild 
eine verringerte zulässige Höchstgeschwindigkeit gelte. Im Üb -
rigen sei es jeder Stadt unbenommen, nach dem Ortsschild Wer-
beträ ger aufzustellen, für deren Gestaltung es dann sogar wesent-
lich mehr Freiräume gebe als bei einem Zusatz auf dem Orts-
schild. 

Aus den genannten Gründen lehne ihre Fraktion den vorliegen-
den Antrag ab. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP warf die Frage auf, warum nicht
alle Hochschulstandorte in Baden-Württemberg entsprechend
dem Gleichbehandlungsgrundsatz gleich behandelt würden. 

Der Staatssekretär im Innenministerium stellte klar, die Zulas-
sung des Zusatzes „Universitätsstadt“ sei eine Ausnahmegeneh-
migung gewesen, weil dieser Namenszusatz als Ehrentitel staat-
lich verliehen worden sei, und konsequent wäre es, die Führung
dieses Titels auf dem Ortsschild aufzuheben, statt auch noch die
Zusatzbezeichnung „Hochschulstadt“ auf Ortstafeln zuzulassen.
Aufgrund einer ähnlichen Ausnahmesituation dürfe Stuttgart auf
seinen Ortstafeln den Zusatz „Landeshauptstadt“ führen, den sie

als Titel offiziell verliehen bekommen habe. Eine vergleichbare
Situation gebe es bei Namensänderungen, wenn die Zusatzbe-
zeichnung „Bad“ verliehen werde und somit offizieller Namens-
bestandteil werde. 

Abschließend stellte er klar, im Kern gehe es bei den Ortsschil-
dern nicht um einen Willkommensgruß oder eine Selbstdarstel-
lungsmöglichkeit einer Gemeinde oder einer Stadt, sondern da -
rum, Regeln für den Straßenverkehr aufzustellen und den Ver-
kehrsteilnehmern beschränkende Vorgaben zu machen. Diese
Funktion von Ortsschildern drohe durch Zusätze beeinträchtigt
zu werden; er erinnere in diesem Zusammenhang daran, dass die
Stadt Hanau auf ihre Ortsschilder den Zusatz „Gebrüder-Grimm-
Stadt“ geschrieben habe, jemand, der in der Stadt mit mehr als
50 km/h gefahren sei, gegen den Bußgeldbescheid Einspruch ein-
gelegt habe und vor Gericht Recht bekommen habe, weil das
Ortsschild nicht mehr der Straßenverkehrsordnung entsprochen
habe und deshalb nicht mehr die zentrale Information, dass ab
diesem Ortsschild eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von
50 km/h gelte, aussende. Dies bestätige die baden-württembergi-
sche Landesregierung in ihrer restriktiven Haltung; jeder Stadt
sei es unbenommen, hinter dem Ortsschild für sich zu werben. 

Ähnliches gelte im Übrigen auch für Hinweise an Autobahnen
auf touristische Sehenswürdigkeiten in Autobahnnähe. Die Rege-
lungen zum Aufstellen solcher Tafeln seien zu Recht sehr streng;
denn anderenfalls wären die Autobahnen sehr schnell mit derar-
tigen Werbetafeln überfrachtet, was zur Folge hätte, dass die be-
rechtigt aufgestellten Schilder keine Wirkung mehr hätten. 

Der Mitunterzeichner des Antrags merkte an, dass ihn der Zusatz
„Universitätsstadt“ auf dem Ortsschild von Freiburg offenbar
nicht ablenke, ein Zusatz „Hochschulstadt“ auf einem Ortsschild
hingegen offenbar ablenken würde. Den Hinweis auf die Ge-
richtsentscheidung hinsichtlich Hanau habe er im Übrigen mit
Interesse zur Kenntnis genommen.

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, Abschnitt I des Antrags für erledigt zu
erklären, und mehrheitlich, Abschnitt II des Antrags abzulehnen. 

13. 05. 2009

Berichterstatterin:

Razavi 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 4532

20

Innenausschuss

13. Zu dem Antrag der Abg. Wolfgang Drexler u. a.
SPD und der Stellungnahme des Innenministeri-
ums – Drucksache 14/4079
– Personelle Unterstützung der Jugendverkehrs-

schulen durch die Polizei

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Wolfgang Drexler u. a. SPD 
– Drucksache 14/4079 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Heinz Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4079 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags führte aus, die Jugendver-
kehrsschulen leisteten eine ausgezeichnete Arbeit. Diese Arbeit
habe wesentlich dazu beigetragen, dass das Risiko von Kindern,
im Straßenverkehr zum Unfallopfer zu werden, bundesweit in
Baden-Württemberg am geringsten sei. Die Antragsteller hätten
jedoch mit Bedauern zur Kenntnis genommen, dass beabsichtigt
sei, bei der Verkehrserziehung landesweit insgesamt sieben Stel-
len des Polizeivollzugsdienstes abzubauen. 

Ein Ersatz durch pädagogisch geschultes Personal, durch Ange -
hö rige des Freiwilligen Polizeidienstes oder ehrenamtlich Tätige
hielten die Antragsteller für nicht richtig; denn es habe auch ei-
nen positiven pädagogischen Effekt, wenn Polizeibeamte in Uni-
form auch in den Schulen tätig würden, sodass auch ein Ver -
trauensverhältnis zwischen Polizei sowie Kindern und Jugend -
lichen aufgebaut werden könne. Im Übrigen trage jeder dieser
Einsätze dazu bei, einen Polizisten als Autorität wahrzunehmen.

Aus den genannten Gründen bitte er namens der Antragsteller
die Landesregierung, dafür zu sorgen, dass der beabsichtigte Per-
sonalabbau zulasten der Jugendverkehrsschulen nicht vollzogen
werde, damit die Jugendverkehrsschulen ihre gute Arbeit fortset-
zen könnten. 

Der Innenminister stellte klar, der Einsatz von pädagogisch ge-
schultem Personal, von Angehörigen des Freiwilligen Polizeidiens -
tes oder von ehrenamtlich Tätigen in den Jugendverkehrsschulen
als Ersatz für Polizeibeamte sei noch nicht beschlossen, sondern
werde derzeit erst geprüft. Er bitte jedoch zu berücksichtigen, dass
landesweit 260 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte in der Ver-
kehrsprävention eingesetzt seien, von denen 211 überwiegend
oder sogar ausschließlich an den Jugendverkehrsschulen einge-
setzt seien. Wenn von diesen sieben eingespart würden, wäre dies
aus seiner Sicht ausgleichbar. Ein Ausgleich durch Angehörige
des Freiwilligen Polizeidienstes sei im Übrigen durchaus überle-
genswert; denn auch diese würden als Polizisten wahrgenommen. 

Er könne das Bestreben des Innenministeriums zusagen, die der-
zeitigen Qualitätsstandards auf jeden Fall zu halten, was aus den
genannten Gründen sehr wichtig sei. Er erinnere in diesem Zu-
sammenhang daran, dass die Schülerinnen und Schüler in den Ju-

gendverkehrsschulen meist den ersten Kontakt mit Polizeibeam-
ten hätten, der auch in bleibender Erinnerung bleibe. Deshalb
werde auch darauf geachtet, möglichst junge Beamte für diese
Aufgabe einzusetzen, für die es im Übrigen einer 26-wöchigen
Qualifizierung an der Polizeiakademie bedürfe. Die Landesregie-
rung messe den Jugendverkehrsschulen eine große Bedeutung
bei; deren weitere Arbeit werde an Personalfragen nicht scheitern. 

Abschließend gab er bekannt, im Schuljahr 2007/2008 seien an Ju-
gendverkehrsschulen in Baden-Württemberg über 115.000 Schü -
lerinnen und Schüler mit großem Erfolg ausgebildet worden. Im-
merhin 93 % hätten die Prüfung bestanden. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

24. 05 .2009

Berichterstatter:

Heinz 

14. Zu dem Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD
und der Stel lung nahme des Finanzministeriums 
– Drucksache 14/4258
– Baulicher Zustand der Akademie der Polizei

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Reinhold Gall u. a. SPD – Druck -
sache 14/4258 – für erledigt zu erklären.

29. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Kluck Junginger

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4258 in
seiner 30. Sitzung am 29. April 2009.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, die baulichen Gege-
benheiten an der Akademie der Polizei ließen zwar einen Ausbil-
dungsbetrieb zu, seien jedoch durchaus problematisch. Bei einem
Besuch in Freiburg hätten die Antragsteller sowohl seitens der
Lehrenden als auch der Lernenden erfahren, dass von einer mo-
dernen und ordnungsgemäßen Unterbringung nicht gesprochen
werden könne. Zuletzt habe der NATO-Gipfel die Wahrnehmung
auf diese Einrichtung gelenkt. Insgesamt sei deutlich geworden,
dass an der Akademie der Polizei Ausbildungs- und Lebensbe-
dingungen geschaffen werden sollten, die dem derzeit üblichen
Stand entsprächen. Wenn die Einrichtung dauerhaft erfolgreich
weitergeführt werde, sollte im Übrigen über die notwendigen Sa-
nierungsmaßnahmen hinaus auch darüber nachgedacht werden,
wie Wohnbedingungen geschaffen werden könnten, die dem
durch schnittlichen modernen Standard gerecht würden. 
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Der Innenminister äußerte, er habe Verständnis für die Haltung
des Finanzministeriums, die wiederum auf der Haltung des
Rech nungshofs Baden-Württemberg beruhe, welche laute, dass
zu nächst der Kapazitätsbedarf an den Standorten Wertheim und
Freiburg sowie an den übrigen Standorten geprüft werden müsse,
bevor der zweifellos große Sanierungsbedarf abgearbeitet werde.
Des Weiteren müsse zunächst der Umfang der künftigen Nut-
zung geklärt werden. Ob letztlich für eine Sanierung Mittel aus
Grundstücksverkäufen aufgewendet werden könnten, könne er
nicht zusagen. 

Eine Vertreterin des Finanzministeriums führte aus, im Jahr 2005
sei eine Untersuchung des Investitionsstaus bei allen Aus- und
Fortbildungseinrichtungen der Polizei erfolgt. Der Mittelbedarf
inklusive der gewünschten Neubaumaßnahmen habe sich auf bis
zu 63 Millionen € belaufen. Dies habe Anlass gegeben, im In-
nenministerium anzuregen, eine Konzeption für alle Aus- und
Fortbildungseinrichtungen zu erarbeiten, um Fehlinvestitionen
zu vermeiden. Das Ergebnis dieser Untersuchung sei Anfang
2008 im Finanzministerium eingegangen, habe jedoch gerade im
Bereich der Akademie der Polizei noch einige Fragen offen ge-
lassen. Deshalb seien Finanz- und Innenministerium derzeit in
einem regen Austausch. 

Derzeit arbeite das Innenministerium daran, die Nutzungsanfor-
derungen an die Ergebnisse der Aus- und Fortbildungskonzep tion
der Polizei anzupassen. Das Ergebnis werde dann die Grund lage
sowohl für die Konzeption der baulichen Maßnahmen als auch für
die Beratungen über die Finanzierung bilden. 

Der Mitunterzeichner des Antrags erkundigte sich danach, ob das
Innenministerium die dauerhafte Nutzung der in Rede stehenden
Einrichtungen im bisherigen Umfang als notwendig erachte. 

Der Innenminister teilte mit, ein dauerhafter Weiterbetrieb der
Akademie der Polizei sei durchaus vorgesehen; die Frage sei je-
doch, in welchem Umfang und zu welchen Zwecken. Ferner
müs se geklärt werden, auf welche Gebäudeteile mit zu hohem
Sanierungsbedarf eventuell verzichtet werden könne. 

Der Inspekteur der Polizei teilte ergänzend mit, bei der Bedarfs-
analyse und der Aufstellung der Nutzungsanforderungen spielten
natürlich perspektivische Fragen eine ganz entscheidende Rolle.
Entscheidend in dieser Hinsicht sei beispielsweise der künftige
Fortbildungsbedarf. Auch die Altersstruktur bei der Polizei habe
einen gewissen Einfluss. Ferner habe einen Einfluss, wie schnell
und in welchem Umfang das E-Learning eingeführt werden 
könne. Aus seiner Sicht werde das Innenministerium in einigen
Wochen seinen Bedarf so weit fundiert begründet haben, dass die
Grundlagen für weitere Gespräche mit dem Finanzministerium
gelegt seien. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags erkundigte sich danach, wann
dem Ausschuss ein Ergebnis zur Kenntnis gegeben werde. 

Der Ausschussvorsitzende erbat einen Zwischenbericht durch
das Innenministerium. 

Der Innenminister sagte dies zu. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

20. 05. 2009

Berichterstatter:

Kluck 
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15. Zu dem Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU
und der Stellungnahme des Ministeriums für Kul-
tus, Jugend und Sport – Drucksache 14/3544
– Volkshochschulen als Orte der Integration

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU – Druck -
sache 14/3544 – für erledigt zu erklären.

01. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Bayer Zeller

B e r i c h t

Der Ausschuss für Schule, Jugend und Sport beriet den Antrag
Drucksache 14/3544 in seiner 26. Sitzung am 1. April 2009.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags bedankte sich für die um-
fangreiche Stellungnahme, die deutlich mache, welch großen
Bei trag die Volkshochschulen in Baden-Württemberg für die In-
tegration ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger leisteten.

Weiter äußerte sie, laut der Stellungnahme zu Ziffer 1 des An-
trags würden inzwischen rund 40 % der Integrationskurse in Ba-
den-Württemberg an Volkshochschulen als Träger nach dem Zu-
wanderungsgesetz durchgeführt. Diese Bildungseinrichtungen
seien damit zentrale Anlaufstellen für integrationswillige Mitbür-
gerinnen und Mitbürger geworden. Neben einer ganze Reihe sehr
differenzierter Kursangebote zu Sprache und Landeskunde leis -
te ten die Volkshochschulen wichtige Beratungsarbeit in sozialen
und gesundheitlichen Fragen; zudem werde oftmals auch Hilfe-
stellung in bürokratischen Angelegenheiten gegeben.

Den Volkshochschulen gebühre für diese Arbeit ein großes
Kom pliment, zumal sie im Hinblick auf ihre finanzielle Ausstat-
tung oft recht kreative Lösungen entwickeln müssten. Eine
Misch- bzw. Querfinanzierung der Integrationskurse sei – auch
angesichts dessen, dass der Zuschuss durch das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge pro Einbürgerungstest bescheidene
18,65 € betrage – in den meisten Fällen unerlässlich. 

Ein Abgeordneter der SPD meinte daran anknüpfend, es sei un-
bestritten, dass die Volkshochschulen als Orte der Integration
hervorragende Arbeit leisteten. Insofern stimme er mit den lo-
benden Ausführungen seiner Vorrednerin völlig überein.

Problematisch stelle sich allerdings die finanzielle Situation dar.
Da, wie in der Stellungnahme zu Ziffer 7 des Antrags ausgeführt,
Integrationskurse zumeist nicht kostendeckend durchgeführt wer-
den könnten, seien die Volkshochschulen darauf angewiesen, mit
ihrem übrigen Kursangebot Einnahmen zu generieren, die diese
Verluste kompensierten. So erklärten sich auch Kurse mit Inhal-
ten, die nicht unbedingt dem gängigen Bildungskanon entsprä chen
und häufig etwas belächelt würden, z. B. Bauchtanz oder Ikebana. 

Das Land habe jedoch gegenüber den Volkshochschulen einen
Sicherstellungsantrag gerade für Angebote der kulturellen oder

politischen Bildung und damit für Kurse, die sich zumeist nicht
kos tendeckend realisieren ließen. Dieser Verantwortung werde
das Land nach wie vor nicht gerecht; ein Finanzierungsanteil von
6 % im Rahmen der Unterrichtseinheitenförderung, wie er im
Jahr 2007 laut der Stellungnahme zu Ziffer 7 des Antrags er-
reicht worden sei, reiche bei Weitem nicht aus. Baden-Württem-
berg sei hier im deutschlandweiten Vergleich Schlusslicht.

Er appelliere daher an die Landesregierung, hier ihrer Verant-
wortung gerecht zu werden und die finanziellen Zuschüsse so zu
be messen, dass die Volkshochschulen zur Durchführung der In-
tegrationskurse und weiterer grundlegender Angebote der poli -
tischen und kulturellen Bildung zukünftig auf Querfinanzierung
verzichten könnten und auch nicht auf Drittmittel angewiesen
seien.

Er unterstrich, er halte die bei diesem Thema deutlich gewordene
Entwicklung für dramatisch und fordere ein aktives Gegensteuern.

Abschließend fragte er in Bezug auf die Stellungnahme zu Ziffer 6
des Antrags, welches Konzept und welche Inhalte hinter dem
neuen Lehrgangssystem „Xpert Culture Communication Skills“
steckten, wie viele Personen bislang das Angebot genutzt hätten
und inwieweit dieses System inzwischen bei den Volkshoch-
schulen verankert sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legte dar, die von den
Volkshochschulen angebotenen Kurse zur Sprach- und Recht-
schreibkompetenz würden ebenfalls vielfach von Menschen mit
Migrationshintergrund besucht. Auch solche Kurse könnten nicht
kostendeckend durchgeführt werden. Bereits in den vergangenen
Jahren sei im Rahmen der Debatte zu der Arbeit der Volkshoch-
schulen vonseiten der Opposition immer wieder darauf hinge-
wiesen worden, welch wichtigen Bildungsauftrag diese Einrich-
tungen hätten, und zwar auch und gerade im Hinblick auf die In-
tegration. 

Ganz prinzipiell gehe es um die Frage, inwieweit der Staat für
solche Angebote auch seiner finanziellen Verantwortung gerecht
werde. Bislang erachte er dieses Engagement als unbefriedigend.
Die Volkshochschulen leisteten im Bereich der Grundlagen -
bildung Basisarbeit, und sie sollten nicht genötigt sein, ihre so
wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe durch Querfinanzie-
rung zu bestreiten. Eine Verbesserung sei in diesem Bereich un-
abdingbar.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP sprach den Volkshochschulen
für ihre wichtige Arbeit ein großes Lob aus und fügte hinzu, ge-
rade im Zusammenhang mit dem neuen EU-Programm „Lebens-
langes Lernen“ leisteten die Volkshochschulen mit ihrer Integra-
tionsarbeit einen wichtigen Beitrag. Hinzu komme als weiterer
Baustein die interkulturelle Bildung. Er empfehle dem Volks-
hochschulverband, sich einmal über das Programm „Lebenslan-
ges Lernen“ sowie über entsprechende Zuschussmöglichkeiten
vonseiten der EU für Angebote der interkulturellen Bildung zu
informieren.

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport äußerte, darüber, wie
sich das neue Lehrgangssystem „Xpert Culture Communication
Skills“ bislang bewährt habe, müsse der Volkshochschulverband
erst noch befragt werden. Bislang liege ihm keine Evaluation
dieses Konzepts vor.

Zur Frage, wie sich die Finanzierung der Volkshochschulangebo-
te zusammensetze, erläuterte er, diejenige Stelle, die die Integra-

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Schule, Jugend und Sport
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tionskurse ausschreibe und vergebe, also der Bund, müsse auch
einen entsprechenden Finanzierungsanteil übernehmen. Die ser
An teil sei jedoch nicht kostendeckend. Alle Einrichtungen, die
sich an einer entsprechenden Ausschreibung beteiligten und ei-
nen solchen Auftrag annähmen, müssen zuvor schon abgeklärt
haben, wie die Restfinanzierung sicherzustellen sei. Die Volks-
hochschulen im Land verfügten über eine Grundfinanzierung
durch die kommunalen Träger – Kommune bzw. Landkreis –; in-
sofern sei davon auszugehen, dass eine Volkshochschule, die
sich beim Bund als Träger von Integrationskursen nach dem Zu-
wanderungsgesetz bewerbe, die Finanzierungsfrage vorab für
sich geklärt habe.

Bekanntlich sei es in diesem Haushaltsjahr gelungen, die Zu-
schüsse an die Volkshochschulen vonseiten des Landes anzuhe-
ben, um die höheren Kosten aufgrund der Tarifsteigerung aufzu-
fangen.

Abschließend betonte er, die lebendige Volkshochschulland-
schaft in Baden-Württemberg lasse den Schluss zu, dass es die-
sen Einrichtungen weitestgehend gelinge, auf vielfältigen Wegen
eine ausreichende Finanzierung ihrer Arbeit sicherzustellen.

Der Vertreter der Fraktion der SPD merkte an, es sei absehbar,
dass eine ähnliche Debatte demnächst in größerem Kontext über
die Frage der Finanzierung der politischen Bildung, insbesondere
der Erwachsenenbildung, geführt werden müsse. Die vorhande-
nen Angebotsstrukturen bedürften hinsichtlich ihrer finanziellen
Ausstattung einer sorgfältigen Prüfung. Auch dabei werde sich
dann die Frage der öffentlichen Verantwortung stellen.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

19. 04. 2009

Berichterstatter:

Bayer
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16. Zu dem Antrag der Abg. Franz Untersteller u. a.
GRÜNE und der Stellung nahme des Umweltmi -
nis teriums – Drucksache 14/3983
– Inbetriebnahme der Verglasungsanlage Karlsru-

he (VEK) und Stand des staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsverfahrens gegen Mitarbeiter der
Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe (WAK)

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Franz Untersteller u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/3983 – für erledigt zu erklären.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Dr. Bullinger Müller

B e r i c h t

Der Umweltausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3983 in
seiner 23. Sitzung am 8. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags verwies auf die Antragsbe-
gründung und betonte, es liege im Sicherheitsinteresse aller be-
gründet, dass die Verglasungsanlage Karlsruhe (VEK) zur Verar-
beitung hochradioaktiver flüssiger Abfälle aus der Wiederaufbe-
reitungsanlage Karlsruhe (WAK) nach jahrelangen Verzögerun-
gen nun so rasch wie möglich in Betrieb genommen werde. Er
sei daher sehr froh, dass laut Stellungnahme zu den Ziffern 1 und 2
des Antrags am 24. Februar 2009 die zweite Teilbetriebsgenehmi-
gung für die VEK (2. TBG) erteilt worden sei.

Weiter legte er dar, was die im Antrag gleichfalls thematisierte
Frage nach dem Stand des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs-
verfahrens im Zusammenhang mit der WAK bzw. der For-
schungs zentrum Karlsruhe GmbH betreffe, so führe das Umwelt-
ministerium in seiner Stellungnahme zu den Ziffern 5 und 6 des
Antrags aus, die Auswertung der durch die Staatsanwaltschaft im
In- und Ausland gesicherten umfangreichen Beweismittel dauere
noch an. Er frage, wann mit einem Abschluss dieser Auswertung
und abschließenden Stellungnahmen hierzu zu rechnen sei. Da-
neben interessiere ihn, ob die beiden Mitarbeiter, gegen die sich
die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen richteten, weiterhin an
der Forschungszentrum Karlsruhe GmbH bzw. bei der WAK be-
schäftigt seien.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU zeigte sich zufrieden,
dass, wie auch aus der Stellungnahme zum vorliegenden Antrag
deutlich werde, die Teilgenehmigungen für die Inbetriebnahme
der VEK durch das Umweltministerium sehr zeitnah dann erfolg-
ten, wenn die jeweils erforderlichen Voraussetzungen gegeben
seien.

Ein Abgeordneter der SPD bat um Informationen zu der offenbar
anstehenden Umstrukturierung des Forschungszentrums Karls -
ruhe bzw. der WAK und fragte, ob zur VEK zwischenzeitlich
neue Kostenschätzungen vorlägen. 

Weiter wollte er wissen, ob zu befürchten sei, dass nach Inbe-
triebnahme der VEK dort auch extern angelieferte Abfälle ent-
sorgt würden, und welche Folgen dies hinsichtlich der Zustän-
digkeit und der Kostenträgerschaft gegebenenfalls hätte.

Die Umweltministerin legte dar, das Umweltministerium gehe
davon aus, dass ab Sommer dieses Jahres in der VEK mit der
Verglasung begonnen werden könne. Bevor der routinemäßige
Be trieb starten könne, sei eine Probephase vorgeschaltet. Es sei
vorgesehen, die Verglasung der Abfälle bis zum Ende des kom-
menden Jahres abzuschließen. Sie betonte, bei diesen Aussagen
handle es sich ausdrücklich um Prognosen; ob dies so eintreten
werde, hänge natürlich auch von der technischen Umsetzung ab.

Zum Stand des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens
ge gen zwei Mitarbeiter der WAK könne sie noch keine detail-
lierten Auskünfte geben. Erfahrungsgemäß könnten Verfahren in
dieser Größenordnung allerdings durchaus eine gewisse Zeit-
spanne in Anspruch nehmen.

Bezüglich der anstehenden Umstrukturierung im Rahmen des
Zusammenschlusses zum Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) verweise sie auf die Zuständigkeit des Wissenschaftsmi -
nis teriums. Der Gesetzentwurf für das neue KIT-Gesetz werde
demnächst dem Landtag zur Beratung vorgelegt.

Eine Vertreterin des Umweltministeriums erläuterte, die WAK
be stehe in ihrer Struktur derzeit zum einen aus der ehemaligen
Wiederaufbereitungsanlage und zum anderen aus der Vergla-
sungsanlage (VEK). Mit dem KIT-Gesetz sollten die Einrichtun-
gen des Forschungszentrums Karlsruhe, die ebenfalls für kern-
technische Zwecke genutzt worden seien, in die Obhut der WAK
übergehen. Dabei handle es sich um Rückbauprojekte, wie z. B.
den Rückbau des Mehrzweckforschungsreaktors, des For-
schungsreaktors 2, der Hauptabteilung Dekontaminationsbetrie-
be und des natriumgefüllten Kernreaktors der KMK II. In diesem
ersten Schritt sollten die mit dem Rückbau verbundenen Aufga-
ben einer Firma übergeben werden, die in Bundeseigentum ste-
he.

An der Struktur der WAK, ebenso wie am Betrieb der WAK/
VEK, werde sich hierdurch nichts ändern; die bestehende Orga-
nisationsstruktur bekomme lediglich einen etwas kleineren Über-
bau. Auch die dort Angestellten würden an ihrem jeweiligen Ar-
beitsplatz weiterbeschäftigt.

In einem zweiten Schritt sollten kleinere Institute, die ebenfalls
kerntechnisch gearbeitet hätten und sich nun im Rückbau befän-
den, ebenfalls an die neue Leitung übergeben werden.

Der Erstunterzeichner des Antrags fragte, ob es zutreffe, dass in
der Kabinettsvorlage zum KIT-Gesetz für die Umstrukturierung
von einer Summe in Höhe von 3 Millionen € sowie von einer
Summe von jährlich 2 bis 3 Millionen € an hierdurch entstehen-
den Mehrkosten die Rede sei.

Die Vertreterin des Umweltministeriums wies darauf hin, dass
das Umweltministerium lediglich für die atomrechtliche Seite
zu ständig sei. Finanztechnische Fragen müssten an das Wissen-
schaftsministerium gerichtet werden.

Die Umweltministerin legte auf entsprechende Nachfrage des
Vertreters der SPD-Fraktion dar, eine etwaige Lagerung von ex-
ternem Abfall wäre nicht über die Teilbetriebsgenehmigung ge-
deckt.

Beschlussempfehlungen des Umweltausschusses
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Die Vertreterin des Umweltministeriums ergänzte, die 2. TBG
be  schränke die Verglasung in der VEK auf die in der WAK vor-
handenen Abfallmengen.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

01. 05. 2009

Berichterstatter:

Dr. Bullinger

17. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Gisela Splett u. a.
GRÜNE und der Stellungnahme des Umweltmi -
nis teriums – Drucksache 14/3988
– Umweltverträgliche Erdwärmenutzung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dr. Gisela Splett u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/3988 – für erledigt zu erklären.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Schätzle Müller

B e r i c h t

Der Umweltausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3988 in
seiner 23. Sitzung am 8. April 2009.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags verwies auf die Antragsbe-
gründung und fuhr fort, das Landesamt für Geologie habe zwi-
schenzeitlich überall dort, wo Gips oder Anhydrit vermutet wer-
de, den unteren Behörden den Abbruch von Erdwärmebohrungen
empfohlen. Zweifellos stelle die Erdwärmenutzung eine umwelt-
freundliche Form der Energieerzeugung mit hohem Potenzial
dar. Die Sicherheitsaspekte dürften jedoch nicht außer Acht ge-
lassen werden.

Gefragt werde müsse jedoch auch nach den von Erdwärmeson-
den und Erdwärmekollektoren erreichten Wirkungsgraden bzw.
Jahresarbeitszahlen. Eine Jahresarbeitszahl in der Größenord-
nung von 3,0 wäre auch in Anbetracht der Umwandlungsverluste
bei der Stromerzeugung nicht unbedingt befriedigend. Dies wür-
de sich nur dann lohnen, wenn sehr viel Strom verbraucht würde.
Insbesondere der Betrieb von Luftwärmepumpen sei in ökologi-
scher Hinsicht zweifelhaft. In Ergänzung zur Stellungnahme zu
Ziffer 1 des Antrags frage sie, inwieweit die in der Stellung -
nahme zu Ziffer 1 des Antrags angegebenen Steigerungsraten
den Erwartungen der Landesregierung entsprächen. Auffällig sei,
dass die Anzahl der Bohrungen im Jahr 2008 deutlich unter den
Vorjahren liege.

Aus der Stellungnahme zu Ziffer 2 des Antrags werde ihres Er-
achtens deutlich, dass die Ermittlung des Wirkungsgrads bzw.

der Jahresarbeitszahlen im Rahmen einer breit angelegten sys -
tematischen Untersuchung eine wichtige Aufgabe darstelle. Dies
sei eine wichtige Voraussetzung, um eine Antwort auf die Frage
geben zu können, inwieweit die Erdwärmenutzung tatsächlich
die in sie gesetzten Erwartungen zu erfüllen vermöge.

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, er halte die Anzahl der bis-
lang erfolgten Erdwärmesondenbohrungen für beachtlich und 
sehe einen besonderen Schwerpunkt in der Region Oberschwa-
ben. Bei fachgerecht betriebenen Anlagen sei das CO2-Einsparpo-
tenzial nicht zu unterschätzen, und auch unter volkswirtschaft -
lichen Gesichtspunkten sei die Erdwärmenutzung sicherlich zu be-
grü ßen. Sicherlich gebe es inzwischen auch vielfältige Erfahrun-
gen, die über Sicherheitsprobleme oder Probleme mangelnder Ef-
fizienz Aufschluss gäben. Luftwärmepumpen etwa könnten nicht
als ökologisch vorteilhaft gelten. Eine Jahresarbeitszahl von vier
oder besser müsse angestrebt werden. Es sei jedoch normal, dass
in der ersten Phase der Nutzung einer neuen Technologie nicht
gleich Spitzenwerte zu erzielen seien. Auch die Bilanz der Wind-
kraft sei in der Anfangsphase sicherlich nicht optimal gewesen.

Es sei zu hoffen, dass die Erdwärmenutzung nun den Durchbruch
schaffe.

Ein Abgeordneter der SPD fragte ebenfalls nach dem Grund da -
für, dass die Zahl der Bohrungen im Jahr 2008 gegenüber den
Vor jahren zurückgegangen sei.

Weiter wollte er wissen, wie es bei der Erdwärmenutzung um
den Grundwasserschutz bestellt sei. Hier wäre es wichtig, zu
wis sen, welche Trägermedien unter Aspekten des Grundwasser-
schutzes am besten geeignet wären.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP hob hervor, dass
bei allen Formen der Energieerzeugung, ob herkömmliche Ener-
gien oder erneuerbare Energien, Sicherheits- und Umweltschutz-
belange ernst genommen werden müssten und dass deren Beach-
tung die Voraussetzung für deren Genehmigung zu sein habe.
Daneben müssten auch Effizienzgesichtspunkte noch stärker als
bisher berücksichtigt werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE wollte wissen, ob in Ba-
den-Württemberg tatsächlich bei 30 % der Fläche das Problem
be stehe, dass der Untergrund Anhydrit enthalte. Er fügte hinzu,
seines Wissens sei jedoch ohnehin die Hälfte dieser Flächen
Was serschutzgebiet, sodass die Zahl der Ausschlussgebiete ent-
sprechend sinke.

Ein weiterer Abgeordneter der SPD merkte an, nach seinem Ein-
druck würden von gewissen interessierten Kreisen die Risiken
neuer Technologien zur Energieerzeugung etwas zu stark betont.
Er meine, im Rahmen der regulären Genehmigungsverfahren
müss ten Aspekte der Umweltverträglichkeit und der Sicherheit
doch ausreichend untersucht werden. Er frage, ob vonseiten der
Landesregierung Bedarf gesehen werde, solche Aspekte zukünf-
tig noch stärker in den Vordergrund zu rücken.

Der Abgeordnete der FDP/DVP machte darauf aufmerksam, dass
auch bei Anhydritflächen kein Bohrverbot ausgesprochen wor-
den sei. Vielmehr sei die Vorgabe, Bohrungen dann abzubre-
chen, wenn auf eine Gipsschicht gestoßen werde. Dies sei die
Empfehlung des Landesamts für Geologie Freiburg.

Der zuerst zu Wort gekommene Vertreter der SPD wollte wissen,
ob es aus genehmigungsrechtlichen Gründen auch bereits zum
Rückbau bestehender Geothermieanlagen im Land gekommen
sei.
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Die Umweltministerin antwortete, ihr seien keine solchen Fälle be-
kannt. Die Landesregierung erachte ihre Erwartungen zur Nutzung
der oberflächennahen Geothermie als erfüllt. Dies sei sicherlich
auch den vielfältigen Förderprogrammen zu verdanken; ein Groß-
teil der Erdwärme, die in der Bundesregierung Deutschland insge-
samt erzeugt werde, stamme aus Baden-Württemberg.

Der beobachtete Rückgang der Zahl der Erdwärmebohrungen
von 2006/2007 auf 2008 liege möglicherweise auch in dem all-
gemeinen Rückgang der Bautätigkeit begründet. Habe die Zahl
aller Neubauten in den vergangenen Jahren jeweils rund 20.000
betragen, so habe diese Zahl zuletzt nur ca. 9.500 …? Das Inte -
res se an Veranstaltungen und Vorträgen zu diesem Thema sei
nach ihren Beobachtungen jedoch noch immer sehr stark.

Zum Wirkungsgrad von Erdwärmeanlagen habe es bislang nur
lokal angelegte Untersuchungen gegeben. Aktuell sei jetzt aller-
dings eine breit angelegte Studie zur Effizienz von Erdwärme-
sondenanlagen durch das Fraunhofer-Institut im Rahmen des
Marktanreizprogramms im Auftrag des Bundesumweltministeri-
ums begonnen worden.

In einer Pressemitteilung des Regierungspräsidiums Freiburg
heiße es:

In den potenziell betroffenen Gebieten, die rund 30 % der
Landesflächen umfassen, ergeben sich ohnehin häufig be-
reits aus anderen Gründen Bohrbeschränkungen, z. B. in
Wasserschutzgebieten. Dies reduziert den Anteil an der
möglicherweise betroffenen Landesfläche auf 15 %.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht sehe sie derzeit keine Notwen-
digkeit, stärker regulierend einzugreifen. Eine Bohrtiefe bis 100 m
sei genehmigungsfrei; tiefere Bohrungen bedürften einer berg-
rechtlichen Genehmigung. Wasserrechtliche Genehmigungen
müssten allerdings auch schon für Bohrungen bis 100 m einge-
holt werden. Derzeit werde der Leitfaden novelliert, den das Um-
weltministerium an die unteren Verwaltungsbehörden gegeben
habe.

Das Landesamt für Geologie habe im Übrigen erklärt, es könne
auch in Gebieten mit Anhydritvorkommen im Einzelfall Bohrun-
gen geben, sofern über die Ungefährlichkeit gesonderte Gutachten
vorgelegt werden könnten. Es werde für nicht erforderlich gehal-
ten, in jedem Einzelfall ein Sondergutachten zur Voraussetzung
zu machen, da dies die Verfahren unnötig erschweren würde.

In Wasserschutzgebieten sei grundsätzlich keine Zulassung von
Erdwärmebohrungen vorgesehen. Ausnahmen bestünden ledig-
lich für die sogenannten III-B-Gebiete. Hier müsse allerdings ein
anderes Trägermedium zum Einsatz kommen; die gängige Was-
ser-Glykol-Mischung sei hier ungeeignet. De facto sei in Wasser-
schutzgebieten lediglich Wasser als Trägermedium zugelassen.
Das laufende Forschungsprogramm „Herausforderung Erdwär-
me“ werde zu dieser Thematik sicherlich noch weitere Erkennt-
nisse liefern. Dieses Motto stehe unter dem Motto „Chancen nut-
zen, Risiken minimieren“. In einer ersten Ausschreibungsrunde
seien drei Projekte vergeben worden, die sich insbesondere mit
der Eigenschaft von Wärmeträgermedien beschäftigten und einen
deutlichen Fokus auf den Grundwasserschutz legten.

Der zweite Forschungsschwerpunkt beleuchte dagegen umwelt-
technische und energetische Gesichtspunkte. Dort gehe es um Ei-
genschaften der Materialien und um den Wärmetransport unter-
schiedlicher Wärmeträgerflüssigkeiten. Auch das Korrosionsver-
halten in unterschiedlichen Böden werde untersucht. Erste Er-
gebnisse seien bereits im März vorgelegt worden.

Für September würden erste Erkenntnisse zu Fragen der Unter-
grundeigenschaften und den folgen möglicher Leckagen vorge-
stellt.

Ein drittes Forschungsprojekt sei erst im vergangenen Juli ver -
geben worden; weitere ausgewählte Projekte würden folgen, im
Vordergrund stünden dabei Fragen der ganzjährigen Nutzung der
Geothermie zum Heizen und Kühlen von Gebäuden, um Mess -
sys teme und um Konzepte oberflächennaher Erdwärmenutzung.
Mit diesem breiten Spektrum, die jedoch allesamt den Schwer-
punkt auf einer weiteren Sicherung des Grundwassers legten,
solle allen Fragen umfassend begegnet werden.

Auf eine entsprechende Nachfrage des Abgeordneten der SPD
antwortete sie, die Problematik bei der Nutzung von Wasser als
Trägermedium sei die, dass unter Umständen tiefer gebohrt wer-
den müsste. Hierzu bedürfe es noch eingehenderer Untersuchun-
gen.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

19. 05. 2009

Berichterstatter:

Schätzle

18. Zu dem Antrag der Abg. Wolfgang Stehmer u. a.
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für
Kultus, Jugend und Sport – Drucksache 14/3998
– Umgang mit dem Schutz vor elektromagneti-

scher Strahlung in Schulen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Wolfgang Stehmer
u. a. SPD – Drucksache 14/3998 – für erledigt zu er-
klä ren;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Wolfgang Stehmer
u. a. SPD – Drucksache 14/3998 – abzulehnen.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Klenk Müller

B e r i c h t

Der Umweltausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/3998 in
seiner 23. Sitzung am 8. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte für die Stellungnahme
und erläuterte, mit dem Antrag habe auch in Erfahrung gebracht
werden sollen, welche Konsequenzen die Landesregierung aus
den Empfehlungen der Bundesregierung sowie des Bundesamts
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für Strahlenschutz (BfS) ziehe, die Strahlungsexposition in der
Um gebung von Kindern zu mindern. Vorstellbar wäre etwa,
Bau kostenzuschüsse für Schulen davon abhängig zu machen,
dass bei Neu- oder Umbauten von Gebäuden auf eine Ausstat-
tung mit sogenannten Wireless-LAN-Computernetzen (W-LAN)
verzichtet werde. Er sei überzeugt, dass funkgesteuerte Verbin-
dungen nicht in jedem Fall alternativlos seien. Wenn Baden-
Württemberg für sich in Anspruch nehme, „Kinderland“ zu sein,
müsste nach Dafürhalten seiner Fraktion alles getan werden, um
jegliches Gesundheitsrisiko für Kinder und Jugendliche abzu-
wenden.

Ein Abgeordneter der CDU wies darauf hin, dass in der Begrün-
dung des Antrags deutlich formuliert sei, dass aufgrund der Er-
gebnisse des Deutschen Mobilfunkforschungsprogramms bislang
keine Verdachtsmomente auf Schädigungen und Risiken für die
menschliche Gesundheit im Zusammenhang mit Mobilfunk, W-
LAN oder DECT-Telefonen vorlägen. Um jedoch auch das
kleins te Risiko auszuschließen, empfählen die Schulnetzberater
den Schulträgern dort, wo Alternativen zu Funklösungen mög-
lich seien, etwa durch kabelgestützte Netzwerke, auf W-LAN-
Netze zu verzichten. Realistischerweise müsse zudem davon aus-
gegangen werden, dass sich Schüler nicht den ganzen Tag in den
Schulräumen aufhielten und auch im Falle eines W-LAN-Netzes
ja nur für relativ kurze Phasen einer eventuell bestehenden Strah-
lenexposition ausgesetzt seien.

Vor diesem Hintergrund könne sich seine Fraktion auch nicht
den in Abschnitt II des Antrags erhobenen Forderungen an -
schlie ßen.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärte, ihre Fraktion
teile das Begehren des vorliegenden Antrags, und erinnerte in
die sem Zusammenhang auch an die Kleine Anfrage Drucksache
14/2195. Aus Gründen der Vorsorge müsse jedes Strahlenrisiko
für Kinder und Jugendliche weitestgehend minimiert werden.
Auch die Schulen trügen hierbei eine besondere Verantwortung.

Die Umweltministerin erklärte, in der Bewertung des Bundes-
amts für Strahlenschutz heiße es ausdrücklich, dass aufgrund der
Ergebnisse des Deutschen Mobilforschungsprogramms kein An-
lass bestehe, die Schutzwirkung der bestehenden Grenzwerte in
Zwei fel zu ziehen. Sie meine, weitere Empfehlungen erübrigten
sich daher. Das BfS habe keine Empfehlung des Inhalts ausge-
spro chen, bei Kindern und Jugendlichen ganz auf funkgesteuerte
Computernetzwerke zu verzichten. Dagegen gebe es vom BfS
Empfehlungen zur Reduzierung der persönlichen Strahlenbela-
stung; diese Empfehlungen seien allgemein zugänglich. Die Lan-
desregierung sehe keine Notwendigkeit, zu diesem Thema ge-
sonderte Empfehlungen an Schulen zu geben.

Ein Vertreter des Umweltministeriums machte klar, an Schulen
sei die Nutzung von Mobiltelefonen verboten; damit falle schon
einmal eine bedeutende Strahlungsquelle fort. Die vorhandenen
Empfehlungen an die Schulträger zur Ausstattung der Schulge-
bäude bezögen sich zum einen auf die Multimedia-Ausstattung
insgesamt; zum anderen gebe es Medienentwicklungspläne, die
den Schulträgern die Möglichkeiten dazu darstellten, in welcher
Form sie ihre PC-Ausstattung wählen könnten. Erfahrungsgemäß
basierten die Computernetzwerke an Schulen derzeit zumeist auf
herkömmlichen Kabelverbindungen. Aber auch im Falle von
mo bilen, punktuell angelegten Mediennutzungsbereichen seien
die Schüler der Strahlenexposition ja nur während kurzer Zeit -
räu me ausgesetzt. Zudem würden nach Kenntnis der Landesre-
gierung die bestehenden Grenzwerte in keinem Fall überschrit-
ten. Die Strahlenexposition sei im Übrigen im Bereich eines 

W-LAN-Netzes wesentlich geringer als etwa beim Gebrauch 
eines Handys.

Der Erstunterzeichner des Antrags gab zu bedenken, dass die in
Rede stehende Thematik bei der Planung von Schulneubauten
oder -umbauten, etwa auf Gemeinderatsebene, kaum thematisiert
werde, und betonte, hier könnten Handreichungen sicherlich
sinnvoll sein.

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, Abschnitt I des Antrags für erledigt zu
erklären, und mit 10 : 5 Stimmen, Abschnitt II dieses Antrags ab-
zu lehnen.

30. 04. 2009

Berichterstatter:

Klenk

19. Zu dem Antrag der Abg. Jürgen Walter u. a.
GRÜNE und der Stellungnahme des Umweltmi -
nis teriums – Drucksache 14/4031
– Überwachung der Emissionen der Aluschmelze

B. in Asperg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Jürgen Walter u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/4031 – für erledigt zu erklä ren.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Jägel Müller

B e r i c h t

Der Umweltausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/4031 in
seiner 23. Sitzung am 8. April 2009.

Der Erstunterzeichner des Antrags verwies auf die Antragsbe-
grün dung und erläuterte, ursprünglich habe er die Absicht ge-
habt, die dem Antrag zugrunde liegende Thematik, von deren
über regionaler Bedeutung er überzeugt sei, im Rahmen zweier
Kleiner Anfragen vorzubringen. Auf Anraten der Landtagsver-
wal tung hätten er und die Mitunterzeichner des Antrags sich je-
doch entschlossen, die Initiative in Form eines Antrags einzu-
bringen. Da die Stellungnahme zu diesem Antrag nicht alle seine
Fra gen ausreichend beantworte, wolle er nun die Gelegenheit
wahrnehmen, noch offene Punkte zu klären.

Im Zusammenhang mit der Stellungnahme zu Ziffer 5 des An-
trags interessiere ihn, wer die derzeit letzten Emissionsmessun-
gen am 26. und 27. Februar 2008 bei der Aluschmelze B. in As-
perg vorgenommen habe und ob im Rahmen des Landesum-
weltinformationsgesetzes die Möglichkeit bestehe, in die ent-
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sprechenden Unterlagen zur Dokumentation der Einzelergebnis-
se Einsicht zu nehmen. 

Des Weiteren frage er in Bezug auf die Stellungnahme zu Ziffer 6
des Antrags, ob die Landesregierung die Auffassung teile, dass
eine Emissionsfernüberwachung, wie sie auch bei einer ver-
gleichbaren Anlage in Bad Säckingen eingesetzt werde, eine
wichtige vertrauensbildende Maßnahme darstelle, und weshalb
sie den Einsatz dieses Instruments bei der Aluschmelze B. in As-
perg bislang nicht vorsehe. 

Im Zusammenhang mit der Stellungnahme zu der Ziffer 2 des
Antrags bitte er um detailliertere Informationen zur Menge der
ein gedüsten Sorbalitmenge, die einen wichtigen Betriebsparame-
ter darstelle. 

Er fragte, welche Grenzwerte für die zu überwachenden Parame-
ter in der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung festgelegt
worden seien, und fügte hinzu, die diffusen Emissionen der
Aluschmelze B. in Asperg seien für die Anwohner ständig wahr-
zu nehmen; besonders bei Ostwind sei die Geruchsbelästigung
sehr stark. 

Die Umweltministerin merkte an, sie wäre gern bereit gewesen,
die gerade aufgeworfenen Fragen im Rahmen eines Abgeordne-
tenbriefs zu beantworten.

Eine Vertreterin des Umweltministeriums teilte mit, die genann-
ten Emissionsmessungen der Anlage in Asperg von Februar 2008
seien durch das Regierungspräsidium Stuttgart angeordnet wor-
den. Die entsprechenden Messergebnisse könnten sicherlich 
ohne Weiteres bei dieser Stelle eingesehen werden.

Weiter erläuterte sie, der wesentliche Vorteil der Emissionsda-
tenfernübertragung liege darin, dass der in einer Überwachungs-
behörde zuständige Mitarbeiter sofort online Kenntnis erhalte,
wenn ein Grenzwert überschritten werde. Da eine solche Grenz-
wertüberschreitung in dem in Rede stehenden Fall im Berichts-
zeitraum nicht aufgetreten sei, hätte eine solche Datenfernüber-
tragung auch keinen nennenswerten Informationsgewinn er-
bracht.

Was die Sorbaliteindüsung betreffe, so sei der Betrieb in Lud-
wigsburg gehalten, die zur sicheren Einhaltung der Reingas-
grenzwerte jeweils notwendige Sorbalitmenge durch Eindüsung
zu zuführen. Insofern gebe es keine fixen Volumina.

Die vom Betrieb einzuhaltenden Grenzwerte seien als Halbstun-
denmittelwerte festgeschrieben worden; für die Stoffe, nach de-
nen in Ziffer 3 c des Antrags gefragt worden sei, betrage der
Grenzwert 60 mg/m3 und liege damit sehr viel niedriger als die in
der TA Luft festgelegten 100 mg/m3. Der Betrieb halte sich nach-
gewiesenermaßen auch fast ausnahmslos an diese strengere Vor-
gabe. Als Tagesmittelwert dürften 30 mg/m3 nicht überschritten
werden; für Staub gelte eine Höchstgrenze von 10 mg/m3. Was
die Grenzwerte bei diffusen Emissionen betreffe, so verweise sie
auf den Anhang 3 der TA Luft.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

14. 05. 2009

Berichterstatter:

Jägel
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20. Zu dem Antrag der Abg. Reinhold Pix u. a.
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Ernährung und Ländlichen Raum –
Drucksache 14/2554
– Verbraucherschutz und Radioaktivität in Wild-

fleisch

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Reinhold Pix u. a.
GRÜNE – Drucksache 14/2554 – für erledigt zu er -
klä ren;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Reinhold Pix u. a.
GRÜNE – Drucksache 14/2554 – abzulehnen.

08. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Brunnemer Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft behandelte
den Antrag Drucksache 14/2554 in seiner 24. Sitzung am 8. April
2009.

Der Erstunterzeichner führte aus, der Antrag datiere zwar schon
vom 1. April 2008, sei aber noch immer hochaktuell.

Leider hätten die in der sehr ausführlichen Stellungnahme gelie-
ferten Werte die Befürchtungen bei Weitem übertroffen und sei-
en auch 23 Jahre nach dem Tschernobyl-Reaktorunfall noch gra-
vierend. Der EU-Grenzwert von 600 Becquerel pro Kilogramm
(Bq/kg) Wildfleisch sei nicht nur an einigen wenigen Punkten in
Baden-Württemberg überschritten worden, sondern die Hauptge-
biete mit Werten von weit über 5.000 Bq/kg zögen sich von Calw
und Freudenstadt über den Kreis Breisgau-Hochschwarzwald 
– dort vor allem St. Blasien und Schluchseegebiet – bis nach Bi-
berach und Waldshut. Letztlich sei ganz Baden-Württemberg da-
von betroffen. 

Es stelle sich die Frage, wie man mit dieser Problematik umge-
he. In den Überwachungsgebieten gebe es Messstellen von
Jagdverbänden und Landkreisen; dort fielen Gebühren an. In
den Monitoringgebieten, wo nur Stichproben gemacht würden,
müssten diese an die Chemischen und Veterinäruntersuchungs-
ämter in Frei burg oder Stuttgart eingeschickt werden. Hier sei
im Hinblick auf den Verbraucherschutz zu fragen, ob gewähr -
leistet sei, dass Wildfleisch mit mehr als 600 Bq/kg nicht in den
Verkehr gelange, bzw. wie die Jäger mit diesem Fleisch umgin-
gen. Sie müss ten zunächst einmal für die Entsorgung bezahlen
und würden dann nach dem Atomgesetz-Ausgleichsfonds ent-
schädigt. Er habe inzwischen erfahren, dass die Mittel, die da
für die Tierkörperbeseitigung bereitgestellt würden, bei Weitem
nicht ausreichten. 

Eine Frage, die er in dem Antrag nicht gestellt habe, die sich ihm
aber noch aufdränge, betreffe die Entsorgung in den Tierkörper-

beseitigungsanstalten. Da sich die Radioaktivität nicht verbren-
nen lasse, frage er, was mit den Rückständen geschehe und wie
hoch durch sie die Belastung für die Umwelt sei. 

Abschließend stellte der Erstunterzeichner fest, durch die Stel-
lungnahme zu dem Antrag sei deutlich geworden, welche Sicher-
heitsprobleme durch die Nutzung von Atomkraftwerken, die die
Landesregierung gern als Brückentechnologie bezeichne, ent -
stün  den und dass durch die Tschernobyl-Katastrophe langfris ti ge
Schäden in Baden-Württemberg ausgelöst worden seien. Deshalb
bestünden die Antragsteller auf Abstimmung über Abschnitt II,
in dem gefordert werde, die Untersuchungen und Publikationen
zur radioaktiven Belastung fortzuführen. 

Eine CDU-Abgeordnete bemerkte, die umfassende Stellung -
nahme zeige, dass eine gründliche landesweite Überwachung er-
folge mit dem Ziel, radioaktiv belastetes Wildbret aus dem Ver-
kehr zu ziehen. Dies geschehe auch sehr verantwortungsbewusst. 

Die CDU-Fraktion sehe keine Veranlassung, weiter gehende Un-
tersuchungen vorzunehmen, und lehne daher Abschnitt II des
Antrags ab. 

Ein SPD-Abgeordneter äußerte, der Antrag habe keine neuen Er-
kenntnisse gebracht. Die Auswirkungen von Tschernobyl seien
bekannt. Beruhigend sei der Eindruck, dass die mit dem Problem
befassten Behörden dieses in Griff hätten. Die SPD-Fraktion be-
trachte Abschnitt I als erledigt und lehne Abschnitt II ab. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum betonte, die
Grenzwerte würden eingehalten. Die Unterstellungen des Erstun-
terzeichners träfen nicht zu. Die Jäger gingen sehr verantwor-
tungsvoll mit der Thematik um. Dies zeige die Zahl der abgelie-
ferten Tiere. 

Er erläuterte, Lebensmittel mit über 600 Becquerel Cäsium-137
pro Kilogramm dürften nicht in den Lebensmitteleinzelhandel
gelangen. Die Radionuklide wirkten unterschiedlich; Cäsium-
137 wirke anders als beispielsweise Plutonium. Die Wirkung auf
den Menschen werde als Strahlendosis in der Einheit Sievert
bzw. Millisievert wiedergegeben. Würde ein Mensch von mit
4.000 Becquerel Cäsium-137 pro Kilogramm „verstrahltem“
Wild fleisch – meistens handle es sich um Wildschweinfleisch –
jeden Tag 200 g verzehren, hätte dies eine zusätzliche Strahlen-
dosis von 3,8 Millisievert pro Jahr zur Folge. Die Strahlenbelas -
tung durch eine Computertomografie liege dagegen bei 25 Milli-
sievert. 

Deshalb warne er davor, in Panikmache zu verfallen. Es werde al-
les getan, damit Lebensmittel, die den Grenzwert von 600 Bq/kg
überschritten, aus dem Verkehr gezogen würden. Sollte dies den-
noch in Einzelfällen, aus welchen Gründen auch immer, nicht ge-
schehen, dann sei damit – dies habe er mit den genannten Zahlen
deutlich machen wollen – keine Gesundheitsgefährdung für Men-
schen verbunden. Der Grenzwert stelle einen Vorsorgewert dar. 

Der Ausschuss erklärte Abschnitt I des Antrags einvernehmlich
für erledigt, lehnte Abschnitt II gegen zwei Stimmen ab und er-
hob diese Beschlüsse zur Beschlussempfehlung and das Plenum. 

22. 04. 2009

Berichterstatterin:

Brunnemer

Beschlussempfehlungen des Ausschusses Ländlicher Raum und Landwirtschaft
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21. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Bernd Murschel u. a.
GRÜNE und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Ernährung und Ländlichen Raum 
– Drucksache 14/3352
– Entwicklung des Maisanbaus in Baden-Würt-

temberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dr. Bernd Murschel u. a. GRÜNE 
– Drucksache 14/3352 – für erledigt zu er klä ren.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Rombach Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft beriet den
Antrag Drucksache 14/3352 in seiner 24. Sitzung am 8. April 2009.

Der Erstunterzeichner führte aus, Hintergrund des Antrags sei,
dass die Maisanbaufläche in Baden-Württemberg und auch bun-
desweit stetig zunehme, auch aufgrund der starken Nutzung von
Mais für Biogasanlagen. 

Zu fragen sei, ob man im Hinblick auf Pestizideinsatz, Dünge-
mittel, Grundwasserschutz beim Maisanbau nicht sehr viel stär-
ker auf Fruchtfolge und nachhaltige Landnutzung setzen solle. 

Ihn habe beeindruckt, dass im letzten Jahr der Minister für Er -
näh rung und Ländlichen Raum deutlich gemacht habe, dass der
Anbau von Mais – einer C4-Pflanze mit superoptimaler Fotosyn-
these – einen wesentlichen Beitrag zur Sauerstoffversorgung in
Baden-Württemberg leiste. Dies habe dazu geführt, dass nicht
wenige bei ihm angerufen und gesagt hätten, sie könnten, wenn
das so sei, den Maisanbau nicht mehr so kritisch begleiten. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum warf ein, die-
ser positive Effekt freue ihn sehr. 

Der Erstunterzeichner fuhr fort, die Maisanbauflächen seien über
Baden-Württemberg nicht gleichmäßig verteilt, sondern konzen-
trierten sich auf bestimmte Landstriche. Dort sollte man darauf
achten, den Fruchtfolgegedanken in die gute fachliche Praxis ein -
zubringen. Mais sei eine hoch erosionsgefährdende Pflanze, weil
sie spät decke. Durch ihre späte Durchwurzelung des Bodens kom-
me es zu Nitratauswaschungen. Im Ministerium für Er näh rung und
Ländlichen Raum gebe es einen Arbeitskreis zum Ero sions- und
Wasserschutz im Kraichgau, und diese Thematik habe auch mit
dem Maisanbau zu tun. Man dürfe den Mais nicht verteufeln, denn
er sei das Standbein von vielen Landwirten. Wenn aber Landwirte
im Rheintal sagten, sie könnten keine Fruchtfolge machen, weil sie
nur noch Maismonokultur betrieben, dann sei in der Landwirt-
schaftspolitik etwas schiefgelaufen. Man müsse überlegen, wie
man dies in der Agrarförderpolitik in Zukunft ändern könne. 

Die Zunahme der Maisanbauflächen sei noch nicht abgeschlos-
sen. Die Frage sei, wohin die Entwicklung gehe und was man
tun könne, damit sie in einem ordnungsgemäßen Rahmen ver-
laufe. 

Ein CDU-Abgeordneter betonte, Mais spiele bei den nachwach-
senden Rohstoffen eine bedeutende Rolle. Dass der Maisanbau
in Baden-Württemberg gebietstypisch betrieben werde, sei na-
turgegeben, denn beim Getreideanbau sei hier die Ertragslage
teilweise aufgrund zu großer Hitze oder zu geringer Niederschlä-
ge zu bescheiden, um nachhaltig erfolgreich wirtschaften zu
können. 

Positiv bewerten wolle er, dass sich der Erstunterzeichner von den
Worten des Ministers beeindruckt gezeigt habe. Falls diese Worte
nachhaltige Wirkung auf den Erstunterzeichner hätten, würden sie
sicher dessen Einschätzung der Entwicklung des Mais anbaus in
Baden-Württemberg positiv beeinflussen. 

Ein SPD-Abgeordneter hob hervor, dass für die Landwirte, die
Mais anbauten, die Einnahmen daraus von existenzieller Bedeu-
tung seien. 

Ihm habe ein im Maisanbau erfahrener Landwirt erklärt, dass
sehr präzise berechenbar sei, wie viel Nitrat im Boden vom Mais
aufgenommen werde und es deshalb bei ordentlicher Steuerung
nicht zu Nitratüberschuss kommen müsse. Zu viel Nitrat im Bo-
den bei Maisanbau liege an der Nachlässigkeit oder Unfähigkeit
des Landwirts. 

Mais werde die Energiepflanze in Biogasanlagen in Baden-Würt-
temberg sein, denn sie habe den größten Energieertrag. Er be-
fürchte allerdings, dass Mais für Biogasanlagen das Einfallstor
für Gentechnik sein könne, weil dann beim Verbraucher die
Hemmschwelle gegen gentechnisch veränderten Mais nicht vor-
handen sei. Er halte es für denkbar, dass man hier im Gegensatz
zur Nahrungsmittelproduktion Gentechnik anwende, da sie hier
unschädlich sei und keine Widerstände in der Bevölkerung zu
befürchten seien. Im Moment sei die Gesetzeslage noch so, dass
Schäden durch den Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen
von den Versicherungen nicht abgedeckt würden. 

Der Maisanbau werde zunehmen, denn die Gesellschaft brauche
Energie, und Biogasanlagen seien zwar keine großen, aber un-
verzichtbare Energielieferanten. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum erklärte, der
Erst unterzeichner des Antrags sei noch immer alten ideologi-
schen Vorstellungen verhaftet. Vor 30 Jahren sei der Reis für die
Grü nen die Kampfpflanze gewesen. Der Erstunterzeichner be -
rück sichtige nicht, welchen technischen und ökologischen Fort-
schritt die Landwirtschaft, aber auch die Verwaltung Baden-
Württembergs in den letzten 30 Jahren beim Maisanbau gemacht
hätten. Zwischenzeitlich sei die SchALVO eingeführt worden, es
fänden ständig Grundwasser- und Trinkwasseruntersuchungen
statt, und Stickstoff- und Nitratbelastungen seien erheblich redu-
ziert worden. Die Landwirtschaft habe sich beim Maisanbau und
bei der Stickstoffstoffdüngung revolutioniert, und er habe, beton-
te der Minister, größten Respekt vor all denen, die diese Leistung
erbracht hätten. Natürlich schwankten die Grundwasserwerte;
dies habe aber nichts mit Stickstoffdüngung, sondern hauptsäch-
lich mit jahreszeitlichen Witterungsverläufen zu tun. Überall sei
eine klare Absenkung der Nitratwerte festzustellen. 

Der Maisanbau sei ökologisch allemal günstiger als der Anbau
mancher anderen Kulturarten, denn Mais benötige, vielleicht mit
Ausnahme einer Herbizidbehandlung, keine Pflanzenschutzmit-
telbehandlung. Den Weizen müsse man drei- bis viermal sprit-
zen, den Mais im Regelfall überhaupt nicht. Er vermisse in der
Argumentation des Erstunterzeichners, dass auch die ökologi-
schen Vorteile des Maisanbaus genannt würden. 
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Im Grundwasserschutzgebiet des Oberrheins, wo die günstigsten
Voraussetzungen für den Maisanbau bestünden, stelle die Ero -
sion nicht das allergrößte Problem dar. Die Zahl der überfluteten
Stra ßen sei dort relativ gering. 

Die Fruchtfolge sei kein Wert an sich, könne aber zur Bekämp-
fung des Maiswurzelbohrers notwendig sein, wenn dieser massiv
auftrete. Im Jahr 2007, als im Bodenseeraum ein erheblicher Be-
fall durch den Maiswurzelbohrer aufgetreten sei, habe dort nicht
nur in der Befallszone, sondern auch in der Sicherheitszone das
Gebot der Fruchtfolge bestanden. Bei einem ähnlichen Ereignis
in der Rheinebene würde auch dort das Gebot der Fruchtfolge so-
wohl in der Befalls- als auch in der Sicherheitszone angeordnet.
Dies wäre dann eine Quarantänemaßnahme gegen einen Schäd-
ling, den man so lange wie möglich in Baden-Württemberg ver-
hindern wolle. 

Der Erstunterzeichner bemerkte, er habe Verständnis dafür, dass
ein Förster möglicherweise den Pestizideinsatz anders beurteile
als ein Agraringenieur. Er hätte sich aber gewünscht, dass der
Minister auch ein paar kritische Anmerkungen zum Maisanbau
gemacht und nicht nur gesagt hätte, alles sei besser geworden.
Bei der SchALVO-Diskussion, die der Ausschuss neulich ge-
führt habe, sei deutlich geworden, dass sich die Grundwasserpro-
bleme nicht in dem Zeitraum lösen ließen, den die Europäische
Wasserrahmenrichtlinie von 2000 vorschreibe. Dass da ein Zu-
sam menhang mit dem Maisanbau bestehe, sei unbestritten. Mais
neh me zwar sehr viele Nährstoffe auf, aber nur bei einem opti-
malen Wachstum, und dieses könne man nicht steuern. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen
Raum erwähnte zu den Nitratewerten im Boden beim Anbau von
Mais, den Landwirten werde in der Beratung gesagt, sie sollten
relativ spät den Nitratstickstoff im Boden bestimmen und dann
den Boden entsprechend düngen. 

Zur Eindämmung der Erosionsgefahr biete das MEKA-Programm
Möglichkeiten. Als ehemaliger Koordinator des Projekts im
Kraich gau, das der Erstunterzeichner angesprochen habe, könne
er sagen, dass schon sehr viel zum Erosionsschutz erreicht wor-
den sei. 

Der Ausschuss beschloss einvernehmlich, dem Plenum die Erle-
digterklärung des Antrags zu empfehlen. 

06. 05. 2009

Berichterstatter:

Rombach

22. Zu dem Antrag der Abg. Volker Schebesta u. a.
CDU und der Stellungnahme des Ministeriums
für Ernährung und Ländlichen Raum – Druck -
sache 14/3547
– Sicherung der Zukunft der Tabakbaubetriebe

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Volker Schebesta u. a. CDU 
– Drucksache 14/3547 – für erledigt zu er klä ren.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Buschle Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft behandelte
den Antrag Drucksache 14/3547 in seiner 24. Sitzung am 8. April
2009.

Ein Abgeordneter der CDU dankte namens der Antragsteller dem
Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum für die Stel-
lungnahme und erklärte, die Antragsteller seien mit der Stellung -
nahme vollauf zufrieden. 

Ein Abgeordneter der SPD sagte, in dem Antrag gehe es nicht
da rum, die Nichtraucher zu schützen oder ein Rauchverbot
durch zusetzen. Tabak werde immer angebaut werden, und welt-
weit nähmen der Tabakanbau und der Tabakverbrauch zu. Be-
dauerlicherweise könne der traditionsreiche baden-württembergi-
sche Tabakanbau nicht mehr mithalten. 

Wenn die Tabak anbauenden Betriebe ihre Produktion auf einen
anderen Markt umstellen müssten, der ohnehin schon besetzt sei,
wä ren erhebliche Investitionsmittel notwendig. Daher stelle sich
die Frage, ob es nicht möglich wäre, die Betriebe in ihrer her-
kömmlichen Produktion so zu unterstützen, dass sie am Welt-
markt mithalten könnten. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum legte dar, die
bisherigen Ausgleichsleistungen aus der Rohtabakmarktordnung
der Europäischen Union beliefen sich auf rund 7.000 € je Hektar
pro Jahr. Man müsse realistischerweise sehen, dass diese Aus-
gleichsleistungen Innovationen im Sektor Arbeitstechnik – Ta-
bakanbau sei eine arbeitsintensive Kultur – behindert hätten. En-
de 2008 laufe die Förderung durch die EU abrupt aus. 

Das Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum habe seit
Mitte 2006 zusammen mit Rheinland-Pfalz ein Beratungsprojekt
für die Tabakanbaubetriebe eingerichtet, das bis einschließlich
2011 laufen werde. 

Er sehe noch nicht, dass alle Tabakanbauflächen verschwänden,
sondern könnte sich vorstellen, dass der baden-württembergische
Tabak, der keineswegs schlecht sei, weiterhin nachgefragt werde
und dass dafür in begrenztem Umfang Preise bezahlt würden, die
ein weiteres Wirtschaften ohne die Tabakprämie erlaubten. Dies
werde der Markt entscheiden. 
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Die entscheidende Frage werde sein, was mit den Betrieben ge-
schehe, die den Tabakanbau aufgäben. Jeder Betrieb müsse sel-
ber entscheiden, auf welche Kultur er sich umstelle. Es gebe in
Baden-Württemberg nur wenige Betriebe, die ausschließlich Ta-
bak anbauten. Im Regelfall seien die Sonderkulturen gemischt.
Den Betrieben, die aufgrund der Umstellung Investitionsbedarf 
– z. B. Spezialmaschinen – hätten, werde ähnlich wie den Milch-
viehställen Priorität im Rahmen der Förderrichtlinien einge-
räumt. 

Baden-Württemberg habe zusammen mit Rheinland-Pfalz – in
den anderen Bundesländern gebe es kaum Tabakanbau – beim
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz Sonderregelungen für den Tabakanbau – Investitions-
förderung für Maschinen, Erhöhung des Fördersatzes für Investi-
tionen von 25 auf 35 % –, befristet bis 2011, beantragt. Der Bund
habe sich bislang dagegen ausgesprochen. 

Ein weiterer Abgeordneter der SPD bezeichnete es als politisch
vernünftig, dass ein Produkt, das gesundheitsgefährdend sei,
nicht über Steuern bezuschusst werde, und fragte, ob der Minis -
ter es für möglich halte, dass nach Abschaffung der Flächenprä-
mie für Tabak die Tabakfirmen als Abnehmer höhere Preise zahl-
ten. Diese hätten ja bisher geringere Preise wegen der 7.000 € pro
Hektar zahlen können. 

Der Minister antwortete, er halte es nicht für ausgeschlossen,
dass zumindest in begrenztem Umfang Tabak zu Preisen abge-
nommen werde, die auch in der Zukunft eine Produktion ermög-
lichten. 

Der SPD-Abgeordnete bemerkte, die Abnehmer wüssten doch
jetzt schon, ob sie in der Lage bzw. bereit seien, höhere Preise zu
zah len. 

Der Minister entgegnete, die Abnehmer würden ihre Preise von
der Ernte abhängig machen und nicht jetzt schon bekannt geben. 

Der Ausschuss kam einvernehmlich zu der Beschlussempfeh-
lung, den Antrag für erledigt zu erklären. 

03. 05. 2009

Berichterstatter:

Buschle

23. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Bernd Murschel u. a.
GRÜNE und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Ernährung und Ländlichen Raum 
– Drucksache 14/3582
– Fleischbeschau

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Dr. Bernd Murschel
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3582 – für erledigt zu
er klä ren;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Dr. Bernd Murschel
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3582 – abzulehnen.

08. 04. 2009

Der Vorsitzende und Berichterstatter:

Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft beriet den
Antrag Drucksache 14/3582 in seiner 24. Sitzung am 8. April
2009.

Der Erstunterzeichner führte aus, Hintergrund des Antrags sei
die Frage, wie das Aussortieren kranker Tiere vor der Schlach-
tung erfolge und welche Verbesserungen dabei möglich wären.

Aus der Stellungnahme der Landesregierung – Tabelle auf Seite 3
der Drucksache 14/3582 – gehe hervor, dass sich die Beanstan-
dungen kranker Tiere im Schlachthof in der Größenordnung von
0,00x % bewegten. Die absoluten Zahlen lägen bei Rindern zwi-
schen 43 und 243, bei Schweinen seien sie deutlich höher – zwi-
schen 65 und 5.223 –, bei Schafen und Ziegen lägen sie nahezu
bei null. 

Wenn man nur diese relativ geringen Zahlen betrachte, könnte
man sagen, dass hier eigentlich kein Problem bestehe. Aber da-
hinter verberge sich das Problem, dass niemand ein Interesse da -
ran habe, kranke Tiere auszusondern, weil dann den Beteiligten 
– sowohl den Landwirten als auch den Schlachthöfen – ein finan-
zieller Verlust entstehe. 

Ein CDU-Abgeordneter widersprach vehement: Die Aussage,
dass kranke Tiere nicht ausgesondert würden, sei Unsinn und das
Hinterletzte.

Der Erstunterzeichner entgegnete, die Interessenlage der Betei-
ligten so doch klar. 

Der CDU-Abgeordnete erwiderte, kein normaler Mensch habe
ein Interesse daran, dass ein krankes Tier zum Verzehr gelan-
ge. 

Der Erstunterzeichner sagte, er wisse nicht, ob dies der richtige
Ton für eine Diskussion sei. 

Der CDU-Abgeordnete entgegnete, dies sei der richtige Ton. Ei-
nen solchen Quatsch könne man sich nicht ruhig anhören. 

Der Erstunterzeichner erklärte, er werde in dieser Art und Weise
nicht diskutieren. Wenn solche Themen des Veterinär- und
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Schlachthofbereichs an die Grünen herangetragen würden und er
diese Themen dezent und fragend angehe, wolle er sich nicht be-
leidigen lassen. 

Der CDU-Abgeordnete wandte ein, der Erstunterzeichner habe
eine Aussage getroffen und nicht eine Frage gestellt. 

Der Erstunterzeichner sagte, er werde auf dieser Ebene nicht
weiterreden. 

Ein SPD-Abgeordneter legte dar, die Unterscheidung zwischen
gesunden und kranken Tieren in den Schlachthöfen sei von größ-
ter Bedeutung. Der Erstunterzeichner habe sich jetzt verrannt,
als er gemeint habe, es sei finanziell nicht interessant, kranke
Tiere auszusondern. Natürlich entstehe dadurch ein wirtschaft -
licher Ver lust, aber es sei für einen Lieferanten von existenziel-
ler Bedeutung, dass ein krankes Tier ausgesondert werde. Das
Schlimmste, was einem Erzeuger oder einem Schlachthof pas-
sieren könne, sei der Nachweis, dass ein krankes Tier zum Ver-
kauf gelangt sei. 

Er habe vor ein paar Jahren mit zwei Kollegen und einem Vertre-
ter des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum drei
Schlachthöfe in Singen – einen großen und einen kleinen – be-
sichtigt. Um 2 Uhr seien sie in Stuttgart abgefahren und hätten
um 4 Uhr den ersten, um 5 Uhr den zweiten und um 7 Uhr den
dritten Schlachthof besichtigt. Dies sei unter Tierschutzaspekten
hochinteressant und sehr lehrreich gewesen. 

In der Stellungnahme zu dem Antrag werde erläutert, dass eine
ge nerelle Körpertemperaturmessung nichts dazu beitragen könne,
kranke Tiere zu erkennen, weil die Körpertemperatur der Tiere
abhängig sei von Tageszeit, Raumtemperatur, Luftfeuchte,
Stress, Aktivität usw. Alle Tiere würden im Schlachthof beim
Ab laden und beim Eingliedern in die Laufgänge, die zur Schlach-
tung führten, von einem Tierarzt in Augenschein genommen.
Wenn ein Tier auffällig sei, werde es ausgesondert und gründlich
untersucht. Eine Distanzmessung der Oberflächentemperatur kön -
ne zwar ein Indikator für eine Auffälligkeit sein, sage aber nichts
über eine Erkrankung aus. 

Die Tiere, die bereits krank seien, liefere der Landwirt nicht an
den Schlachthof, weil ihm sonst der Schlachthof für längere Zeit
keine Tiere mehr abnehme. Die Tiere, die nach dem Transport
im Schlachthof auffällig seien, würden dort von den Tierärzten
aufgrund ihrer beruflichen Erfahrung ausgesondert. Diese Praxis
habe sich bewährt. 

Die Stellungnahme der Landesregierung mache deutlich, dass
das jetzige Verfahren ausreiche und dass das System der Ober-
flächentemperaturmessung der Tiere sehr ungenau und damit
untauglich sei; denn es bestehe kein direkter Zusammenhang
zwischen der Körperoberflächentemperatur und dem Gesund-
heitszustand. Dies sollte der Erstunterzeichner akzeptieren. Die
von diesem vorgeschlagenen Kontrollen sollten nicht vorge-
schrieben werden, da die bestehenden Kontrollen besser funktio-
nierten. 

Der Vorsitzende erklärte namens der CDU-Fraktion, dass diese
die Fragen des Abschnitts I für gut beantwortet halte und dem
Abschnitt II nicht zustimme, weil, wie in der Stellungnahme da-
zu ausgeführt, die amtliche Schlachttier- und Fleischunter -
suchung in der entsprechenden EU-Verordnung abschließend ge-
regelt sei, es einen nationalen Umsetzungsspielraum nicht gebe
und derartige Kontrollen, wie sie in dem Antrag gefordert wür-
den, nicht verpflichtend vorgeschrieben seien und auch nicht not-
wendig erschienen. 

Der Ausschuss erklärte Abschnitt I des Antrags einvernehmlich
für erledigt, lehnte Abschnitt II gegen zwei Stimmen ab und er-
hob diese Beschlüsse zur Beschlussempfehlung an das Plenum. 

29. 04. 2009

Berichterstatter:

Traub

24. Zu dem Antrag der Abg. Elke Brunnemer u. a.
CDU und der Stellungnahme des Ministeriums
für Ernährung und Ländlichen Raum – Druck -
sache 14/3717
– Weihnachtsbäume aus Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Elke Brunnemer u. a. CDU 
– Drucksache 14/3717 – für erledigt zu erklären.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Buschle Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft behandelte
den Antrag Drucksache 14/3717 in seiner 24. Sitzung am 8. April
2009.

Die Erstunterzeichnerin äußerte, in dem Antrag, den sie Anfang
Dezember 2008 gestellt habe, sei es ihr darum gegangen, zu klä -
ren, welche Bedeutung der Anbau von Weihnachtsbäumen in
Ba den-Württemberg für die Landwirtschaft habe und in wel-
chem Umfang damit der Bedarf gedeckt werden könne. Außer-
dem habe sie erfahren wollen, welche gesetzlichen Bestimmun-
gen beim Anbau von Weihnachtsbäumen zu erfüllen seien und
ob in diesem Bereich im Hinblick auf Verwaltungsverein -
fachung und Föderalismusreform Änderungen zu erwarten sei-
en. Hier zu bitte sie den Minister für Ernährung und Ländlichen
Raum um Auskunft. 

Ein SPD-Abgeordneter wies darauf hin, dass eine Änderung des
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes anstehe und in Zu-
kunft das Einvernehmen der Gemeinde beim Anbau von Weih-
nachtsbaumkulturen nicht mehr hergestellt werden müsse. Die
Frage sei, wer dann kontrolliere, ob es sich tatsächlich um Weih-
nachtsbaumkulturen handle, ob der Nachbarschaftsschutz einge-
halten werde und ob der Anbau nicht auch in Heckenlandschaf-
ten, die keine Biotope seien, erfolge. Er befürchte, dass über den
Einstieg Weihnachtsbaumkultur eine wilde Aufforstung stattfin-
de. Deshalb erscheine es ihm problematisch, dass künftig das
Einvernehmen mit der Gemeinde nicht mehr notwendig sei. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum führte aus, die
An baufläche in Baden-Württemberg für Weihnachtsbäume be-
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trage zurzeit rund 2.500 ha und habe sich seit 1985 mehr als ver-
dreifacht. Allerdings sei damit die Eigenversorgung mit Christ-
bäu men noch längst nicht sichergestellt; das Hauptgeschäft
machten hier immer noch die Skandinavier. Möglicherweise bö-
ten sich aber für einzelne einheimische Betriebe noch Entwick-
lungschancen. 

Nach der derzeitigen Rechtslage sei eine Genehmigung für den
An bau von Weihnachtsbäumen erforderlich, wenn die Anbau -
fläche mehr als 20 Ar oder die Nutzungsdauer der Kulturen mehr
als zehn Jahre betrage. 

In Vorbereitung befinde sich eine Änderung des Landwirt-
schafts- und Landeskulturgesetzes. Dabei gehe es auch um eine
Entbürokratisierung von Vorschriften. Der Entwurf werde in eine
ergebnisoffene Anhörung gegeben. Von dem bisherigen Geneh-
migungserfordernis durch vier Behörden – Landwirtschaftsamt,
Gemeinde, Naturschutzbehörde, Forstbehörde – solle künftig ab-
gesehen werden. Es müsse aber gewährleistet sein, dass solche
Kulturen, sollten sie die maximal zulässige Höhe von 3 m über-
steigen, gegebenenfalls auch durch Mittel des Staates – Stich-
wort Ersatzvornahme – beseitigt würden und der frühere Zustand
der Fläche wiederhergestellt werde. 

Die Gemeinderechte würden dadurch nicht eingeschränkt, weil
die Gemeinde per Satzung über die Nutzung der Fläche – Auf-
fors tungsfläche, Christbaumfläche, Rebfläche usw. – bestimmen
könne. Sie behalte also die Hoheit über ihre Fläche. 

Der Ausschuss beschloss einvernehmlich, dem Plenum die Erle-
digterklärung des Antrags zu empfehlen. 

22. 04. 2009

Berichterstatter:

Buschle

25. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Gisela Splett u. a.
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Ernährung und Ländlichen Raum 
– Drucksache 14/3838
– Ökologische Vorbildfunktion des Landes auf

landeseigenen Flächen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Dr. Gisela Splett
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3838 – für erledigt zu
er klären;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Dr. Gisela Splett
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3838 – abzulehnen.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Bayer Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft beriet den
Antrag Drucksache 14/3838 in seiner 24. Sitzung am 8. April
2009.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags führte aus, die Vorbildfunk-
tion des Landes auf landeseigenen Flächen sei sehr wichtig. Was
in der Stellungnahme der Landesregierung stehe, höre sich recht
gut an. 

Es seien aber auch negative Beispiele bekannt. Erwähnen wolle
sie die Planung für das Edeka-Fleischwerk bei Rheinstetten. Hier
habe man das ökologische Domänenkonzept des Landes jahrzehn-
telang nicht umgesetzt, weil man die Fläche als Vorhaltefläche für
Gewerbeansiedlung angesehen habe, also der Gewinnmaximie-
rung durch einen guten Preis für den Flächenverkauf den Vorrang
vor der ökologischen Aufwertung dieser Fläche gegeben habe. 

Erstaunt habe sie an der Stellungnahme der Landesregierung,
dass es trotz moderner EDV nicht möglich sei, mitzuteilen, wel-
cher Anteil der landeseigenen Flächen der EU-Biokontrolle un-
terliege. 

Insgesamt bleibe offen, ob insbesondere bei den landwirtschaft-
lich genutzten Flächen, die dem Land gehörten, vorbildlich ge-
handelt werde und Pachtverträge so gestaltet würden, dass bei-
spielsweise artenreiches Grünland erhalten bleibe. Ihr sei in die-
ser Woche in Oberkirch berichtet worden, dass sich dort die Um-
weltverbände seit Jahren dafür einsetzten, dass die Bewirtschaf-
tung der landeseigenen Flächen so gestaltet werde, dass auf ih-
nen die Artenvielfalt erhalten bleibe. Bis jetzt sei kein Erfolg für
die Umweltverbände zu erkennen. 

Dass Landesflächen überdurchschnittlich häufig als Naturschutz-
gebiete oder als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen würden,
sei grundsätzlich positiv zu bewerten. Auch die Waldschutzge-
biete lägen bei den landeseigenen Flächen über dem Durch-
schnitt: 1,7 % Bannwaldfläche, 3,2 % Schonwald. 

Allerdings sei man noch weit von der Zielsetzung der nationalen
Biodiversitätsstrategie entfernt, die vorsehe, dass bis 2010 auf
10 % der Waldfläche der öffentlichen Hand eine natürliche Ent-
wicklung erreicht sein solle. Baden-Württemberg habe zwar viel
Wald, aber nur wenige naturnahe Wälder und trage vor allem bei
den Rotbuchenwäldern auch weltweit eine besondere Verantwor-
tung. Deshalb müsse auf den landeseigenen Flächen der Anteil
an Bannwald erhöht werden. 

Abschließend betonte die Erstunterzeichnerin, sie halte an dem
Beschlussteil – Abschnitt II – des Antrags fest. Im Hinblick auf
die angesprochene Problematik bei den landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen, die dem Land gehörten, sei ein Strategiekon-
zept, wie dort die biologische Vielfalt erhalten oder noch gestei-
gert werden könne, erforderlich. 

Ein SPD-Abgeordneter stellte fest, es sei völlig unstrittig, dass
das Land eine ökologische Vorbildfunktion auf den eigenen 
Flä chen wahrzunehmen habe. Dies werde auch im Umweltplan
des Landes an mehreren Stellen hervorgehoben, und das Land
müss te sich nur an die eigenen Vorgaben halten. 

1988 sei das ökologische Domänenkonzept erstellt worden, zu
dem es eine wissenschaftliche Begleitung und Erfolgskontrolle
sowie ein Monitoring gebe. Hierzu habe er die Frage, ob man 
irgendwo nachlesen könne, welche Konsequenzen daraus gezo-
gen würden, und ob aus dem Domänenkonzept-Begleitprogramm
eine Entwicklung zu mehr Ökologie erkennbar werde. 
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Die SPD-Fraktion sei der Meinung, dass die gesetzlichen Vorga-
ben und die Vielzahl der laufenden Aktivitäten zur Sicherung der
biologischen Vielfalt ausreichten, sodass ein spezielles Konzept
zur Berücksichtigung der Biodiversitätsbelange auf landeseigenen
Flächen nicht notwendig erscheine. Da es aber eine zusätzliche
Signalwirkung hätte, stimme die SPD-Fraktion Abschnitt II zu. 

Ein CDU-Abgeordneter erklärte, seine Fraktion lehne Abschnitt II
ab. Die Flächen, die im Bannwald zur Verfügung stünden oder
die aus der Bewirtschaftung im Biosphärengebiet ausgenommen
seien, zeigten, dass finanzielle Aspekte keineswegs höher bewer-
tet würden als der Erhalt der Natur. Er bitte auch zu berücksichti-
gen, dass der Wirtschaftsfaktor Holz nicht nur für die Kommu-
nen wegen der Einnahmen, sondern auch für die Menschen im
Hinblick auf Hackschnitzelanlagen usw. wichtig sei und man
des wegen vorsichtig sein müsse, weitere Schutzgebiete auszu-
weisen. Er meine, dass das Land seinen ökologischen Verpflich-
tungen gerecht geworden sei. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum wies darauf
hin, dass in der Stellungnahme zu I.9. im zweiten Absatz die Do -
mä nen genannt seien, zu denen es begleitende Untersuchungen
ge geben habe. Sofern schriftliche Ergebnisse vorlägen, sage er
zu, diese je nach Umfang vollständig oder zusammenfassend zur
Verfügung zu stellen. 

Die Strategie des ökologischen Domänenkonzepts – bei dem es
nicht um den Wald gehe; für den Wald, der den Löwenanteil der
landeseigenen Flächen ausmache, gebe es eine separate Strategie –
werde in den Pachtbedingungen und damit in der Bewirtschaf-
tung, die im Regelfall durch Pächter erfolge, umgesetzt. Daher
er übrige sich ein weiteres Konzept. Er sei nicht bereit, betonte
der Minister, Geld in überflüssige, weil bereits vorhandene Kon-
zepte zu investieren, sondern gebe das Geld lieber für die Umset-
zung und für neue Maßnahmen aus. 

Der Zielvorstellung einer Stilllegung von Waldflächen erteile er
eine klare Absage. In Deutschland und auch in Baden-Württem-
berg müssten nachwachsende Rohstoffe erzeugt werden, und das
Potenzial der nachwachsenden Rohstoffe wolle er nicht durch
Stilllegungen mindern. 

Allerdings bestehe bei der Frage überalterter Bäume noch Nach-
hol bedarf. Derzeit werde ein Rotholzkonzept entwickelt, in dem
die Spanne von dem Zeitpunkt, an dem Bäume normalerweise
ge fällt würden – Fichten mit 70 bis 90 Jahren, Eichen mit 240
Jahren –, bis zu der Zerfallsphase, in der sie umknickten, deutlich
erhöht werde. Dabei werde die Gesamtfläche zugrunde gelegt. Es
würden dann nicht flächendeckend Wälder in die Stilllegung und
in Bannwald überführt, aber der Anteil des Waldes, der – zumin-
dest über mehrere Jahrzehnte – nicht mehr bewirtschaftet werde,
werde erhöht werden. 

Eine flächendeckende Überführung von Wäldern in die Stillle-
gung wäre, schloss der Minister, im Rahmen einer ökologischen
Gesamtbetrachtung nicht zu verantworten. 

Der Ausschuss erklärte Abschnitt I des Antrags einvernehmlich
für erledigt, lehnte Abschnitt II mit 9 : 2 Stimmen bei vier Ent-
haltungen ab und erhob diese Beschlüsse zur Beschlussempfeh-
lung an das Plenum. 

29. 04. 2009

Berichterstatter:

Bayer

26. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Gisela Splett u. a.
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministe -
riums für Ernährung und Ländlichen Raum 
– Drucksache 14/3852
– Auch im Klimawandel auf heimische Baumar-

ten setzen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Dr. Gisela Splett
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3852 – für erledigt zu
erklären;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Dr. Gisela Splett
u. a. GRÜNE – Drucksache 14/3852 – abzulehnen.

08. 04. 2009

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Rüeck Traub

B e r i c h t

Der Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft beriet den
Antrag Drucksache 14/3852 in seiner 24. Sitzung am 8. April 2009.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags äußerte, sie finde die Äuße-
run gen der Forstverwaltung – zuletzt in einer Pressemitteilung des
Ministeriums für Ernährung und Ländlicher Raum von 3. April
2009 – zum Einsatz der Douglasie in heimischen Wäldern er-
schreckend. Es wäre absolut kontraproduktiv für den Erhalt der
biologischen Vielfalt, wenn Fichtenmonokulturen im Zuge des
Kli mawandels durch Douglasienmonokulturen ersetzt würden.
Notwendig seien Mischbestände, die auf einheimische Baumar-
ten setzten. Wichtig sei die Förderung der Weißtanne, deren An-
teil in den letzten hundert Jahren mehr als halbiert worden sei.
Sie komme mit den Herausforderungen wesentlich besser zu-
recht als die Fichte. Auf die Weißtanne sei insbesondere im
Schwarzwald zu setzen. Auch andere einheimische Baumarten
kämen mit dem Klimawandel zurecht. Die Douglasie sei nun ein-
mal keine einheimische Baumart. 

Ein CDU-Abgeordneter erklärte, seine Fraktion teile in vollem
Umfang die Aussagen des MLR, auch was die Douglasie betreffe. 

Im Beschlussteil des Antrags laufe die Erstunterzeichnerin wie-
der einmal der Entwicklung hinterher. Das geforderte Waldum-
baukonzept werde bereits erarbeitet. Deshalb brauche man dieser
Forderung nicht zuzustimmen. Er danke dem MLR für die Vor-
reiterrolle, die es diesbezüglich in der Bundesrepublik und in Eu-
ropa einnehme. 

Ein SPD-Abgeordneter bemerkte, seit der Verabschiedung im
Jahr 1992 des Programms über die naturnahe Waldwirtschaft,
das die Leitlinie für die Forstwirtschaft des Landes Baden-Würt-
temberg darstelle, seien die Anforderungen an den Wald und sei-
ne Belastung gewachsen. Zwei Aspekte erschienen dabei wich-
tig: Der Wald müsse ökologisch aufgewertet werden, und gleich-
zei tig müsse er auch seine zunehmende Bedeutung als Energie-
und Rohstofflieferant erfüllen. Diese divergierenden Positionen
müssten irgendwo zusammengeführt werden. Da sei das Land
auf einem guten Weg. 
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Ausschuss Ländlicher Raum und Landwirtschaft

Der Beschlussteil des Antrags sei so allgemein formuliert, dass
man im Grunde nichts dagegen haben könne. Deshalb werde die
SPD im Gegensatz zur CDU dem Beschlussteil zustimmen. 

Der Minister für Ernährung und Ländlichen Raum legte dar, das
Konzept der naturnahen Waldwirtschaft habe einen system im -
ma nenten Aspekt: Es unterliege ständigen Veränderungen. Die
waldbaulichen Planungen und die regionalen Faktoren änderten
sich ständig. Insofern sei es ein atmendes System. 

Er teile nicht die Ausländerfeindlichkeit der Grünen. Deutsch-
land sei ein gastfreundliches Land; dies gelte auch für Baden-
Württemberg. Im Zuge des Klimawandels würden eine Reihe
von Pflanzenarten hier Aufnahme finden, die es bisher hier nicht
gegeben habe. 

Auf den Einwand der Erstunterzeichnerin, diese kämen von Nord -
amerika herüber, entgegnete der Minister, zahlreiche Arten
stammten aus Nordamerika. Deshalb werde niemand die Kartof-
fel oder den Mais verbannen wollen. 

An der Douglasie bestehe ein hohes ökologisches Interesse. Die
Fichte, die in vielen Fällen dem Standort angepasst sei, werde
zunehmend ausfallen. Es werde aber gutes, zügig wachsendes
Bauholz benötigt. Das Problem der Bauholzgewinnung werde
sich nicht nur durch Anbau von Buche und Eiche oder Kirsche
und Feldahorn lösen lassen. Daher werde für die heimische Säge -
in dustrie eine Alternative benötigt. Dies sei im Sektor Nadelholz
die Douglasie, die seit etwa 150 Jahren in Deutschland heimisch
sei und sich als ökologisch verträglich erwiesen habe. Es gebe
keinen Grund, einen Feldzug gegen sie zu führen. 

Er bitte die Erstunterzeichnerin, die vom Ersatz von Fichten -
mono kulturen durch Douglasienmonokulturen gesprochen habe,
ihm die Douglasienmonokultur zu zeigen, die in den letzten 
30 Jah ren angebaut worden sei. 

Die Erstunterzeichnerin schlug vor, gemeinsam in den Schwarz-
wald zu fahren. Die Forstverwaltung habe da sicher einen guten
Überblick. 

Der Minister betonte, für den Staatswald gelte, dass keine Baum -
art mehr in Reinkultur angepflanzt werde. Im Schwarzwald habe
sich der Anteil der Weißtanne, die klimaresistenter sei, in den
vergangenen 15 Jahren glücklicherweise wieder deutlich erhöht. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags sagte, er habe die Erstunter-
zeichnerin keineswegs so verstanden, dass sie die Douglasie völ-
lig ablehne. Auf bestimmten Standorten sei ein gewisser Anteil
der Douglasie durchaus sinnvoll, aber ihre großflächige Anpflan-
zung als Substitut für die Fichte nach dem Motto „abrasieren,
douglasieren“, wie dies früher geschehen sei, könne nicht gutge-
heißen werden. Die Tatsache, das Douglasiensamen in großem
Umfang produziert und geerntet würden, lasse Rückschlüsse zu. 

Am 17. März 2009 habe in Mosbach auf der Mitgliederversamm-
lung der Forstkammer Baden-Württemberg der Präsident des
Deut schen Forstwirtschaftsrates, Georg Schirmbeck MdB, vorge-
tragen, das Bundeswaldgesetz und das Landeswaldgesetz müss -
ten dahin gehend geändert werden, dass er die Möglichkeit habe,
auf einer Kahlfläche die Douglasie in einer Monokultur auszu-
bringen. Da wolle er sich von niemandem, schon gar nicht von
einem dahergelaufenen Naturschützer, hineinreden lassen. 

Angesichts einer solchen Äußerung von höchster forstwirt-
schaftlicher Vertretung könne der Minister doch nicht so tun,
als sei das Anliegen der Erstunterzeichnerin, mit dem Schutz-
gut Wald vorsichtig umzugehen und auch in Zukunft mehr auf

einheimische Baumarten zu setzen, weltfremd und ideologisch
verbohrt. 

Der Ausschuss erklärte Abschnitt I des Antrags einvernehmlich
für erledigt, lehnte Abschnitt II mit 8 : 2 Stimmen bei drei Ent-
haltungen ab und erhob diese Beschlüsse zur Beschlussempfeh-
lung an das Plenum.

30. 04. 2009

Berichterstatter:

Rüeck
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27. Zu dem

a) Antrag der Abg. Christoph Palm u. a. CDU und
der Stellungnahme des Ministeriums für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst – Drucksache
14/3653
– Interkulturelle Kulturarbeit

b) Antrag der Abg. Christoph Palm u. a. CDU und
der Stellungnahme des Ministeriums für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst – Drucksache
14/3654
– Internationaler Kulturaustausch

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

die beiden Anträge der Abg. Christoph Palm u. a. CDU 
– Drucksachen 14/3653 und 14/3654 – für erledigt zu er-
klären.

30. 04. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Heberer Kleinmann

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet die
Anträge Drucksachen 14/3653 und 14/3654 in seiner 24. Sitzung
am 30. April 2009.

Der Erstunterzeichner beider Anträge schlug vor, diese Anträge
ohne Aussprache für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss empfahl dem Plenum daraufhin ohne Aussprache
einvernehmlich, die Anträge Drucksachen 14/3653 und 14/3654
für erledigt zu erklären.

11. 05. 2009

Berichterstatterin:

Heberer

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst
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